
263Bildungsbericht 2015

7

Schulautonomie Kapitel  7

Das Reformthema Schulautonomie ist in der Medienöffentlichkeit mit unterschiedlichen Be-
deutungen und Erwartungen verbunden. In einer Analyse von vier österreichischen Tages-
zeitungen im Zeitraum von 01.01.2013 bis zum 30.07.2015 kommt Gartmann (2015) zu 
der Einschätzung, dass Schulautonomie in der bildungspolitischen Diskussion überwiegend 
positiv konnotiert und als fruchtbarer Lösungsansatz für unterschiedliche Probleme im Bil-
dungswesen propagiert wird. Das Konzept wird jedoch selten präzisiert, sodass meist unklar 
bleibt, welche schulautonomen Merkmale befürwortet werden und in welcher Weise diese 
zur proklamierten Problemlösung beitragen sollen. Die – insgesamt seltenen – Einwände 
richten sich meist auf spezifische Autonomiekonzepte, die von anderen gesellschaftlichen 
Gruppen vorgebracht werden: In diesen Fällen wird Schulautonomie als Vermeidung umstrit-
tener Entscheidungen auf der politischen oder administrativen Steuerungsebene kritisiert, 
als Dezentralisierung von Mangelverwaltung und Einsparung (bei fehlenden Ressourcen auf 
Schulebene), als Privatisierung des Schulwesens (wenn privatrechtliche Schulträgerschaft er-
möglicht werden soll) oder als Entdemokratisierung (wenn die Abschaffung der Kollegien 
und der Vizepräsidentinnen und Vizepräsidenten der Landesschulräte vorgeschlagen wird). 
So dient ein vages Konzept von Schulautonomie oft als Projektionsfläche für eigene gesell-
schaftspolitische Vorstellungen. 

Das vorliegende Kapitel begreift Schulautonomie als Teil der Steuerungsverhältnisse in einem 
Schulsystem und präzisiert die Entscheidungen, die mit Autonomiereformen verbunden sind. 
Es analysiert die Art und Weise, wie Entscheidungen derzeit im österreichischen Schulsystem 
fallen und zeigt Alternativen auf. Es fasst den aktuellen internationalen Forschungsstand zum 
Thema zusammen und gibt auf dieser Basis Empfehlungen für die Weiterentwicklung von 
Schulautonomie und Bildungsverwaltung sowie für Forschungsperspektiven.

1	 Problemanalyse: Begriffe und Stand der Schulautonomie in 	
	 Österreich

1.1		 Schulautonomie und Governance des Schulwesens

Für manche ist Schulautonomie ein „reformpolitisches Unwort“ (Maritzen, 1998, S. 609), 
weil es angesichts der verfassungsrechtlichen Verantwortung des Staats für das Schulwesen 
keine Autonomie der Einzelschule gegenüber dem Staat geben könne (Avenarius & Füssel, 
2008, S. 76; vgl. auch Dubs, 2011).1 Meist hat aber Autonomie einen „guten Klang“ in 
der bildungspolitischen Diskussion – sie wird mit Freiheit, und Schulautonomie mit neuen 
Freiheiten am Schulstandort assoziiert. Analytisch betrachtet steht Schulautonomie in der 
bildungspolitischen Debatte als ein Kürzel für komplexe Steuerungs- und Governance-Vor-
gänge, v. a. für die Frage, wie Entscheidungsrechte und -fähigkeiten – und damit auch Verant-
wortung – zwischen den verschiedenen Akteuren und Steuerungsebenen im Schulwesen verteilt 
sind. 

1	 Dagegen hat Öhlinger (1993) in einem verfassungsrechtlichen Gutachten für Österreich den Autonomiebegriff 
in Richtung Selbstverwaltung interpretiert.
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Aus der Perspektive der Gestaltung (oder Steuerung) kann man ein Bildungssystem als Rege-
lungsstruktur ansehen, die die Handlungen unterschiedlicher Akteure in einer Weise koordi-
nieren soll, dass systemtypische Leistungen erstellt werden können (Schimank, 2007). Diese  
Regelungsstruktur kann durch Regeln und Ressourcen charakterisiert werden (Giddens, 
1992): Den Akteuren werden in dieser Struktur Entscheidungsrechte zugeordnet; diese und 
die Ressourcen (z. B. Qualifikationen, Zeit, materielle Ressourcen), über die sie verfügen 
können, bestimmen ihre Handlungsmöglichkeiten und somit ihre Entscheidungsfähigkei-
ten. Wir verwenden den Begriff Entscheidungsmöglichkeiten als zusammenfassende Kurzform 
für Entscheidungsrechte und -fähigkeiten.

In politikwissenschaftlicher Betrachtung sind die Ansätze neuer Steuerung (wie Schulauto-
nomie, Qualitätsevaluation, wirkungsorientierte Schulverwaltung) Teil einer bildungspoli-
tischen Modernisierungsstrategie, die eine Effektivierung der Steuerung des Gesamtsystems 
intendiert (vgl. Brüsemeister & Eubel, 2003; Halasz & Altrichter, 2000). Zu den zentralen 
Entwicklungslinien und Veränderungen dieser „Modernisierung“ in den letzten 20 Jahren 
zählen:

�� Dezentralisierung bzw. institutionelle Autonomie (vgl. Blossfeld et al., 2010; Glatter & 
Kydd, 2003; Rürup, 2007),
�� Stärkung von Markt-/Wettbewerbsmechanismen bzw. alternative Finanzierungsformen 

(vgl. Weiß & Bellmann, 2007), 
�� (externe) Evaluation bzw. institutionelle Rechenschaftslegung (vgl. Avenarius & Füssel, 

2008; Döbert & Dedering, 2008) sowie
�� Bildungsmonitoring bzw. systemische Rechenschaftslegung (vgl. Autorengruppe Bil-

dungsberichtserstattung, 2010; Böttcher, Bos, Döbert & Holtappels, 2008).

Äußerungen zur Schulautonomie thematisieren also die Steuerungsverhältnisse oder die Go-
vernance eines Schulsystems (Altrichter, Brüsemeister & Wissinger, 2007). Meist geht es auch 
um Steuerungspolitik, weil sie Forderungen zur Änderung der bestehenden Steuerungsver-
hältnisse enthalten und die Einflussmöglichkeiten von verschiedenen Akteuren im Schulsys
tem neu kanalisieren und verändern wollen. Wenn Entscheidungsrechte und -fähigkeiten in 
einem komplexen System neu verteilt werden sollen, dann bestehen viele Möglichkeiten und 
viele Unwägbarkeiten. Um genauer zu verstehen und einzuschätzen, welche Autonomie und 
welche neuen Steuerungsverhältnisse gemeint sind und welche Auswirkungen sich daraus 
ergeben können, sollten Reformkonzepte genauere Hinweise zu (mindestens) den folgenden 
Fragenkomplexen enthalten: (1) Strategien der Neuverteilung von Entscheidungsmöglich-
keiten, (2) Adressaten der neuen Entscheidungsmöglichkeiten, (3) Entscheidungsfelder oder 
-inhalte, (4) Ziele der Autonomisierung. 

1.1.1	Auf welche Art sollen Entscheidungsmöglichkeiten neu verteilt werden? 

Dazu gibt es unterschiedliche Strategien. Deren erste heißt Deregulierung: Darunter versteht 
man den Entfall oder die Entspezifizierung (Verallgemeinerung) von Regelungen. Wo keine 
oder nicht so genaue Regeln herrschen, entstehen neue Handlungsmöglichkeiten für manche 
Akteure, möglicherweise auch (gewollte) Rechtsunsicherheit. Ein Beispiel ist die Aufhebung 
der sogenannten Schulsprengel, z. B. in der Stadt Linz im Jahr 2007. Durch diesen Akt der 
Entspezifizierung wurden die bis dahin bestehenden Ordnungsgrößen, die die Schüler/innen 
einer spezifischen Region einer Schule zuteilten, durch nur einen Schulsprengel für die ge-
samte Stadt ersetzt. Dadurch erhielten Eltern neue Entscheidungsrechte: Sie konnten (wenn 
sie über entsprechende Ressourcen – z. B. Wissen, Transportmöglichkeiten – verfügten) im 
Schuljahr 2007/08 erstmals bei der Schuleinschreibung ihre Wunschschule – auch jenseits 
der ursprünglichen Sprengel und ohne Umschulungsantrag – wählen (vgl. Altrichter, Bacher, 
Beham, Nagy & Wetzelhütter, 2011; Altrichter & Nagy, 2010).
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Dezentralisierung, die zweite Strategie, bezeichnet dagegen die Abgabe von Entscheidungs-
rechten von einem hierarchisch höheren zu einem niedrigeren Akteur. Ein Beispiel sind Ver-
änderungen von Schulzeitregelungen: Wenn beispielsweise die Entscheidung darüber, ob der 
Unterricht vor acht Uhr beginnen darf, vom Landesschulrat (LSR) auf das Schulpartner-
schaftsgremium der Einzelschule verlagert wird, spricht man von Dezentralisierung. 

Eine weitere Strategie zur Neuverteilung von Entscheidungsmöglichkeiten besteht in der 
Delegation von Aufgaben, worunter wir die Überlassung von Entscheidungsmöglichkeiten 
an Akteure niedrigerer Ebene verstehen, die dann im Auftrag und unter Verantwortung des 
übergeordneten Akteurs arbeiten (also, ohne dass die formellen Regeln explizit verändert 
werden). 

1.1.2	Welche Akteure sollen welche Entscheidungsmöglichkeiten bekommen?

Welche Akteure sollen im Zuge einer Reform neue Entscheidungsmöglichkeiten bekom-
men, welche müssen sie abgeben und welche gehen bei der Neuverteilung leer aus? Wenn 
im Zuge einer Autonomisierung Entscheidungsrechte „nach unten“ gegeben werden, macht 
es in einem Mehrebenensystem Schule einen Unterschied, ob diese Rechte an die Einzelschule 
gehen (und dort an Schulleitung, Schulpartnerschaftsgremium, Lehrerkonferenz, Fachgrup-
pe oder einzelne Lehrkraft) oder ob sie im Zuge einer Dezentralisierung auf mittlerer Ebene, 
z. B. bei einer Landesschulbehörde angesiedelt werden. Durch die Neuverteilung von Ent-
scheidungsrechten können auch Einflussmöglichkeiten verloren gehen: Beispielsweise wurde 
in der Autonomiereform 1993 (vgl. Schratz & Hartmann, 2009) das Recht des Beschlusses 
schulautonomer Lehrpläne den Schulpartnerschaftsgremien auf Einzelschulebene überant-
wortet. Pflichtschulinspektorinnen und -inspektoren mussten nicht in die Entscheidungs-
prozesse miteinbezogen werden, obwohl sie eine Verantwortung für die regionale Abstim-
mung schulischer Angebote hatten. 

1.1.3	Welche Entscheidungsmöglichkeiten sollen verteilt werden?

Häufig wird zwischen folgenden Inhalten und Feldern der Entscheidung unterschieden (vgl. 
Altrichter, Rürup & Schuchart, 2016, S. 110 f.): 

�� Finanzen (Budgetrahmen, Ausgaben und Einnahmen z. B. durch Sponsoring, Drittmit-
tel, Vermietung usw.),
�� Personal (Einstellung und Kündigung von Lehrpersonen, Bestellung von Schulleitungen, 

Aufstieg, Karriere, Entlohnung, Diensteinteilung, Dienstrecht),
�� Organisation (Schulordnung und -zeit, Entscheidungsrechte und -vorgänge an einem 

Standort, Entscheidungen im Hinblick auf Angebotsmerkmale: Ganztagsschule, Com-
munity Education, Erwachsenenbildung),
�� pädagogische Entscheidungen (im Hinblick auf Curriculum, Unterricht, Leistungsbeur-

teilung, spezifische curriculare Profile).

Die Verteilung der Entscheidungsmöglichkeiten über diese Felder auf Steuerungsebenen be-
einflusst wesentlich die Praxis in der Schule: So macht es einen Unterschied, ob beispielsweise 
nur curriculare Entscheidungsrechte zur Verfügung stehen, wie das die österreichische Au-
tonomiereform 1993 vorsah, oder auch personalbezogene, finanzielle bzw. organisatorische.

In PISA 2009 wurden Schulleitungen gefragt, welche Entscheidungen von Lehrkräften, 
Schulleitungen, eventuell einem Schulverwaltungsrat (School Board), regionalen, lokalen 
oder nationalen Bildungsbehörden getroffen werden. Aus diesen Informationen wurden zwei 
Indikatoren gebildet, mit denen nationale Schulsysteme verglichen werden können (vgl. 
OECD, 2011, S. 71 ff.):
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�� Schulautonomie bei der Ressourcenallokation (Einstellung und Entlassung von Lehrkräf-
ten, Festlegung der Anfangsgehälter und Gehaltserhöhungen der Lehrkräfte, Festlegung 
des Schulbudgets, Entscheidung über die Verwendung des Budgets innerhalb der Schu-
len), 
�� Schulautonomie bei curricularen Entscheidungen (Verantwortung für die Lehrplange-

staltung und Schülerbeurteilungen innerhalb der Schule, Festlegung von Kriterien für die 
Schülerbeurteilung, Wahl der verwendeten Schulbücher, Festlegung des Lehrstoffs und 
Entscheidung über das Kursangebot und die Unterrichtsinhalte).

Der erste Indikator betrifft also finanzielle und personelle Entscheidungen, der zweite pädago
gisch-curriculare. Die entsprechenden Auswertungen zeigen, dass Österreich in beiden Be-
reichen ein Ausmaß an Schulautonomie unterhalb des Durchschnitts der OECD-Länder 
aufweist, im Bereich der finanziellen und personellen Entscheidungen an viertletzter Stelle 
liegt. Im Bereich Curriculum und Beurteilung liegt Österreich näher beim Durchschnitt (vgl. 
Abbildung 7.1).

1.1.4	Welche Ziele sollen durch die spezielle Verteilung von Entscheidungs-		
		  möglichkeiten erreicht werden? 

Als generelles bildungspolitisches Ziel der Stärkung von Entscheidungsrechten und -aufga-
ben an der einzelnen Schule werden zumeist die Verbesserung der „Qualität und Effektivität 
der Schulbildung“ und „ein besseres Eingehen auf lokale Belange“ (OECD, 2008, S. 524) 
genannt. Jenseits dieser allgemeinen Bestimmungen ist Schulautonomie ein Gestaltungspro-
gramm von bemerkenswerter Polyvalenz: Sertl (1993, S. 90 ff.) sowie Kimmig und Brauck-
mann (2009) haben zwischen sechs Interessensträngen unterschieden, die alle mit erweiterter 
schulischer Eigenverantwortung verbunden werden können, die sich aber – aufgrund un-
terschiedlicher steuerungstheoretischer und pädagogischer sowie auch politischer Bezüge –  
„kaum in ein einheitliches Konzept der (neuen) schulischen Steuerung einfügen lassen“ 
(Kimmig & Brauckmann, 2009, S. 262). Autonomie- und Dezentralisierungspolitiken fin-
den sich in verschiedenen Ländern bei Rechts- und Linksparteien, die aber unterschiedliche 
Aspekte betonen (Wettbewerb, Rechenschaft und Effizienz versus Demokratie und politische 
Teilhabe; vgl. Christ & Dobbins, 2015, S. 164 ff.). Pelinka (1996) interpretiert Schulautono-
mie als „niederschwellige Reformpolitik“, mit der politische Akteure jeweils bestimmte Teile 
ihrer traditionellen Positionen in Zusammenhang bringen können. Dies erlaubt zunächst 
einen breiten Konsens, vertagt aber die bildungspolitische Auseinandersetzung oder verlegt 
sie gleichsam einige Ebenen tiefer – manchmal bis ins Schulhaus.

Uns erscheint es sinnvoll, Autonomiereformen vor dem Hintergrund von allgemeinen (Ziele 
1 bis 3; vgl. Altrichter & Kanape-Willingshofer, 2012, S. 360 ff.) und spezifischen (Ziele 4 
bis 6) Zielbereichen zu diskutieren.

(1) Qualifikationsziele des Schulsystems
Angesichts der Aufgaben der österreichischen Schule (§ 2 Schulorganisationsgesetz [SchOG] 
i. d. F. BGBl. I Nr. 36/2012) sowie auf Basis von Fends (2006, S. 49–53) Schultheorie wird 
man unter den „Leistungen des Schulsystems“ nicht allein (1a) fachliche Schülerleistungen 
verstehen. Schulen müssen auch zu (1b) überfachlichen Kompetenzen und der Persönlich-
keitsentwicklung von Schülerinnen und Schülern (vgl. Eder & Hofmann, 2012) beitragen: 
Sie haben auch Aufgaben der Enkulturation – der „Sinnvermittlung“ und der Förderung 
von „Fähigkeiten der Reflexion, der eigenständigen Urteilsbildung und der moralischen Ent-
scheidungsfähigkeit“ –, ebenso wie sie im Bereich der Integration unter den Ansprüchen von 
„Demokratisierung“ und „Inklusion aller Individuen in den menschlichen Verantwortungs-
zusammenhang“ (Fend, 2006, S. 52; vgl. auch Belfield & Levin, 2009, S. 518) Verantwor-
tung tragen. Autonomiereformen müssen sich daher auch danach befragen lassen, was und 
ob sie zur Verbesserung der Qualifikationsleistungen des Schulsystems beitragen.
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Abb. 7.1: OECD-Indices über Schulautonomie in den Bereichen der Ressourcenallokation und 
curriculare Entscheidungen (2009) 

Quelle: PISA 2009 (vgl. OECD, 2010, S. 213 ff.: Table IV.3.5., S. 2016 ff.: Table IV.3.6). Eigene Berech-
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(2) Chancengleichheit und Bildungsgerechtigkeit im Schulsystem
Ein zweiter gesellschaftlicher Qualitätsmaßstab für Schulsysteme besteht darin, wie weit 
durch die Gestaltung der Struktur und der Prozesse im Bildungssystem gesellschaftliche 
Chancengleichheit gefördert oder behindert wird (vgl. Altrichter & Kanape-Willingshofer, 
2012, S. 361; Belfield & Levin, 2009; Bruneforth, Weber & Bacher, 2012). Reformpolitiken 
müssen diesen Aspekt aus mindestens zwei Gründen beachten: (i) In einer strategischen Per-
spektive bieten die Lernleistungen von Schülerinnen und Schülern aus unterprivilegierten 
Gruppen besonders großes Potenzial für die Verbesserung der Gesamtleistung des Bildungs-
systems; (ii) in politisch-ethischer Perspektive sollten bestehende Ungerechtigkeiten durch 
– eventuell auf andere Ziele gerichtete Reformen – nicht stabilisiert oder verstärkt werden.

(3) Physische und psychische Gesundheit der Arbeitenden in der Schule
Im Zuge der Debatten um Gesundheitsprävention am Arbeitsplatz steigt auch ein Ziel, das 
bisher selten unter den zentralen Evaluationskriterien von Bildungssystemen genannt wurde, 
deutlicher ins Bewusstsein: Die in der Schule stattfindenden Arbeitsprozesse aller Beteili-
gten erfordern physische und psychische Energieinvestition. Dies ist für Autonomiereformen 
relevant, da im Zuge der Umverteilung von Entscheidungsrechten und -fähigkeiten eine 
Veränderung der Quantität und Qualität von Arbeit mit Auswirkungen auf die Belastung 
stattfindet.

Zu den genannten allgemeineren gibt es auch spezifischere Zielkomplexe, die speziell an Au-
tonomiereformen herangetragen werden. Besonders erwähnenswert erscheinen uns folgende:

 
(4) Verwaltungsvereinfachung und -effektivierung 
Von Autonomiereformen erwarten sich viele ihrer Proponentinnen und Proponenten, dass 
bestimmte Entscheidungen zur Organisation und Vorbereitung pädagogischer Prozesse ein-
facher und zielgerichteter getroffen werden können. Dadurch sollen diese Vorfeldprozesse 
ökonomischer werden, wodurch Mittel eingespart und/oder für pädagogische Prozesse ge-
nutzt werden können.

(5) Responsivität gegenüber Zielgruppenbedürfnissen
Mit Autonomiereformen ist die Hoffnung verbunden, Entscheidungsspielräume zu eröff-
nen, die es im Kontakt mit Eltern sowie Schülerinnen und Schülern erlauben, besser auf die 
Bedürfnisse und Wünsche dieser Zielgruppen einzugehen. Durch die Aufnahme von Ziel-
gruppeninteressen soll die Funktionalität, aber auch die Attraktivität und Zustimmung zum 
Schulsystem steigen. 

(6) Demokratisierung und Partizipation von Anspruchsgruppen an der Entscheidungsfindung 
Von der Übergabe wichtiger Entscheidungen an den Schulstandort werden auch steigende 
Möglichkeiten der Partizipation von Bezugsgruppen (Eltern, Schüler/innen und andere Ak-
teure aus der Umgebung der Schule) erwartet. Dies könnte zu einer Demokratisierung der 
Schulgestaltung führen, die den Kreis der Mitentscheider über die Gruppe der Professionellen 
(Schulleitung und Lehrpersonen) hinaus ausweitet. 

Die genannten Ziele sind wahrscheinlich nicht in gleicher Weise durch einzelne Reformmaß-
nahmen zu erreichen; vielmehr ist zu erwarten, dass Interferenzen zwischen Zielkomplexen 
entstehen können. Ein Beispiel: Das Streben nach Responsivität gegenüber den Wünschen 
und Ansprüchen spezifischer Zielgruppen kann durchaus in Konflikt mit Zielen der Bil-
dungsgerechtigkeit stehen. Bei Schulprofilierungen, die auf Responsivität gegenüber Ziel-
gruppen-Interessen zielen, wurden immer wieder Selektionsprozesse, die den Equity-Krite-
rien entgegenstehen, beobachtet (vgl. Altrichter, Heinrich & Soukup-Altrichter, 2011; für 
Gegensteuerung vgl. Bruneforth et al., 2012).
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1.2		 Struktur der Entscheidungsrechte im österreichischen Schulsystem

Mit den Forderungen nach erhöhter Schulautonomie wird eine Veränderung der Entschei-
dungsmöglichkeiten im österreichischen Schulsystem intendiert. Um Reformvorschläge ein-
schätzen zu können, muss man dessen aktuelle Regelungsstruktur verstehen. Diese gilt als 
außerordentlich komplex und ist durch die – historisch und verfassungsmäßig grundgelegte –  
ausgeprägt zentralistisch-bürokratische Verwaltungsstruktur, die durch Elemente des Föderalis-
mus überformt ist, zu beschreiben. Die Grundstruktur der Schulverwaltung und die Vertei-
lung der Entscheidungsrechte zwischen Bund und Ländern sind endemisch umstritten. Sie 
konnten in der Bundesverfassung der neuen Republik (1920) aufgrund mangelnder Eini-
gung nicht geregelt werden und erst in den Schulgesetzen 1962 wurde die Regelungsstruktur 
in der vorliegenden komplexen Form – verfassungsgesetzlich – grundgelegt. 

Wesentliche Merkmale der gegenwärtigen Entscheidungsstruktur sind im Folgenden zusam-
menfassend dargestellt (vgl. Lassnigg, Bock-Schappelwein & Pitlik, 2009; Lassnigg, Felderer, 
Paterson, Kuschej & Graf, 2007; Lassnigg & Vogtenhuber, 2015; Öhlinger, 1993; Rech-
nungshof, 2015a, 2015b; Schmid, 2005, 2007; Schmid, Ascher & Mayr, 2009; Schmid, 
Hafner & Pirolt, 2007; Seel, 1996):

�� Die Unterscheidung von Pflichtschulen (Landesschulen) und weiterführenden Schulen (Bun-
desschulen), wobei die Unterstufe der allgemeinbildenden höheren Schule (AHS), obwohl 
sie Beschulung für Schulpflichtige durchführt, gesetzlich nicht als Pflichtschule gilt und 
auch statistisch nicht als Pflichtschule gezählt wird.
�� Die Verteilung der Entscheidungsrechte auf die Gebietskörperschaften, wobei für die Landes-

schulen eine verteilte Zuständigkeit (Infrastruktur bei Gemeinden, Ausführungsgesetz-
gebung und Lehrpersonen bei den Ländern, Finanzierung beim Bund), für die Bundes-
schulen jedoch eine komprimierte Zuständigkeit (alle Entscheidungen beim Bund) gilt.
�� Trotz Abschaffung der Bezirksebene in der Verwaltung der Pflichtschulen liegen die Zu-

ständigkeiten immer noch auf vier Ebenen: Bund, Länder, Gemeinden, Schulen (wobei die 
Zuständigkeiten der Schulen als nachgeordnete Dienststellen von der „Gewährung von 
Autonomie“ abhängig sind). 
�� Trotz gewisser „autonomer“ Zuständigkeiten sind die Schulen als nachgeordnete Dienst

stellen auf unterster Ebene in eine strikte bürokratische Struktur eingebunden. Im poli-
tischen Prozess im eigentlichen Sinn wird die Schulautonomie vorwiegend nicht als ei-
gene Zuständigkeitsebene mit definitiven Entscheidungsrechten und der entsprechenden 
Verantwortung behandelt, sondern lediglich unter prozessorientierten Gesichtspunkten 
begrenzter Beteiligung mit dem Fokus auf der pädagogischen Autonomie. So werden auch 
in den aktuellen Reformvorschlägen Governance-Fragen auf die Zuständigkeiten von 
Bund und Ländern konzentriert, und die Schulautonomie davon getrennt als eigenes 
Thema konzipiert. Damit geht jedoch der Gesamtzusammenhang der Governance-Struk-
tur verloren (vgl. das verfassungsrechtliche Gutachten von Öhlinger, 1993).
�� Diese zentralistisch-bürokratische Struktur ist durch den Föderalismus auf der Ebene der 

Länder gebrochen. Dies spiegelt sich insbesondere in der Struktur der LSR wider, die als 
Bundesinstitution unter der Ägide der Landeshauptleute stehen und in unterschiedlicher 
Verteilung der Verantwortung agieren (in fünf Bundesländern sind Zuständigkeiten bei 
den LSR gebündelt; in den anderen gibt es eine Aufteilung der Entscheidungsrechte auf 
parallele Institutionen: LSR und Ämter der Landesregierungen). Auswertungen auf Län-
derebene deuten darauf hin, dass nicht nur die Pflichtschulen, sondern auch die Bundes-
schulen in ihrer Entwicklung stark von den Strukturen und Politiken auf Länderebene 
beeinflusst sind (Lassnigg, 2010; Lassnigg & Vogtenhuber, 2015).
�� Die spezifische Ausgestaltung des Föderalismus „politisiert“ die Administration: Die Kolle

gialorgane der LSR werden proporzmäßig durch die politischen Parteien besetzt.
�� Es besteht eine formelle Aufteilung der Zuständigkeiten in Grundsatzangelegenheiten (beim 

Bund und in wesentlichen Punkten verfassungsmäßig abgesichert) und in Angelegenheiten 
der Ausführung und Vollziehung (für die Pflichtschulen bei den Ländern), die mit der 
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Trennlinie zwischen bürokratischer Struktur und politisiertem Föderalismus zusammen-
fällt. Diese Aufteilung ist in der Realität zudem dadurch geprägt, dass auf der Ausfüh-
rungsebene auch wesentlich Gestaltung erfolgt. 
�� Ein ausgeprägtes und gesetzlich formalisiertes System der Personalvertretung ist auf allen Ebe-

nen durch ihre Körperschaften etabliert, so dass diese Struktur die einzige über- und 
durchgreifende Instanz in dem insgesamt fragmentierten Mehrebenen-System darstellt. 
Dagegen fehlt eine effektive Institutionalisierung der fachlich-professionellen Kompetenz 
von Lehrpersonen, die dadurch weniger Gewicht im öffentlichen Diskurs hat. 

Diese komplexe Grundstruktur führt dazu, dass die potenziellen Vorteile einer bürokra-
tischen Struktur, nämlich einer rationalen Verwaltung, nicht zur Wirkung gebracht werden 
können, da sie auf Länderebene mit anderen Entscheidungsprinzipien interferieren. Dadurch 
werden nur die Nachteile des hohen Regulationsgrads ohne die potenziellen Vorteile der 
Bürokratie wirksam. Der politisierte Föderalismus spielt mit der stark etablierten, gewerk-
schaftlich geprägten Personalvertretung zusammen und verstärkt die Bürokratisierung und 
Regelungsdichte auf der Ebene der Arbeitsbeziehungen (Dienstrecht, Gehaltsregelungen, 
Finanzierungsstrukturen), während genuin professionelle Organisationsformen, die auf in-
haltliche Arbeitsaufgaben fokussiert sind, nicht etabliert sind. Die bildungspolitischen Aus-
einandersetzungen werden daher letztlich durch parteipolitische Positionen, die durch ihre 
doppelte Verankerung in Bund und Bundesland personell vervielfacht werden, und durch 
gewerkschaftliche Interessen ohne professionelles Gegengewicht dominiert. Das folgende 
Schema fasst die Analysen dieser Struktur zusammen (Abbildung 7.2).
 
Abb. 7.2: Modell der österreichischen Governance-Struktur 

Quelle: Lassnigg & Vogtenhuber (2015, S. 28).

Ein wesentliches Merkmal dieser Anordnung ist die schwache und strukturell untergeord-
nete Position der Einheiten, die die größte Nähe zur eigentlichen Durchführung der Arbeit 
haben, der Schulen und auch der Gemeinden. Die Aufmerksamkeit der Lehrpersonen wird 
durch diese strukturelle Anordnung auf ihre Arbeit in der Klasse gedrängt, für darüber hi-
nausgehende Verantwortung gibt es keine Strukturen (außer der Personalvertretung). Auto-
nome Entscheidungsmöglichkeiten, die durch die SchOG-Novelle 1993 eingeführt wurden, 
betreffen v. a. pädagogisch-curriculare und einige (zeit)organisatorische Entscheidungen, 
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und haben das System nicht grundlegend verändert, sodass im Sinne von Rürup (2007) 
von einer Strategie der Schulautonomie als Optimierung bestehender bürokratischer Verhältnisse 
gesprochen werden kann.

1.3		 Diskussion über Schulautonomie und Reformvorschläge

Auch nach der ersten Autonomiereform im Jahre 1993 (vgl. Schratz & Hartmann, 2009) sind 
Vorschläge zur Reform der Schulverwaltung und zur Autonomie der Standorte wiederkeh-
rende Elemente der bildungspolitischen Diskussion. Zehn Jahre nach der Autonomie-No-
velle entwickelte die Zukunftskommission (2003) im Auftrag des Bildungsministeriums ein 
Reformkonzept, das Vorschläge zur personellen Autonomie, zur autonomen Anordnung 
der Unterrichtszeit, zur finanziellen Selbstverwaltung sowie für Leistungsvereinbarungen 
und Planungssicherheit enthielt. Das Arbeitsprogramm der Bundesregierung (2013–2018) 
nimmt sich eine „umfassende Durchforstung der Schulgesetze zur Optimierung autonomer 
Gestaltungsmöglichkeiten“ (Republik Österreich, 2013, S. 42) vor. 

In einer vergleichenden Analyse von bildungspolitischen Programmen von Parteien und In-
teressenvertretungen zeigt Gartmann (2015): Alle Parteien außer der Freiheitlichen Partei 
Österreichs (FPÖ) haben Aussagen zur Schulautonomie in ihren Grundsatzprogrammen; 
diese sind teils lapidar, teilweise werden Ziele der „Demokratisierung der Schulgemein-
schaft“, teilweise solche eines „ökonomischeren Mitteleinsatzes“ mit Schulautonomie assozi-
iert. Die differenziertesten Vorstellungen finden sich im Programm der „NEOS – Das Neue 
Österreich und Liberales Forum“ (vgl. auch Strolz & Unger, 2015), die die Neuordnung der 
Steuerungsverhältnisse zu einem zentralen Element ihrer politischen Forderungen gemacht 
haben. Sie befürworten eine „weitreichende“ und in der Umsetzungsperiode auch abgestufte 
Schulautonomie: Der Bund, dessen Kompetenzen durch eine Abschaffung von Bezirks- und 
Landesschulräten gestärkt werden, übt demnach seine Steuerungsverantwortung durch die 
Vorgabe zentraler Zielsetzungen (Bildungsstandards, teilstandardisierte Reife- und Diplom-
prüfung, mittlere Reife) sowie durch Leistungsvereinbarungen und Evaluierungen aus. Die 
Finanzierung erfolgt durch Pro-Kopf-Quoten, während die besonderen Anforderungen von 
Standorten in sozialen Brennpunkten durch indexbasierte Zuweisungen berücksichtigt wer-
den. In diesem Rahmen sollen die Schulen in weitreichender pädagogischer, finanzieller und 
personeller Autonomie ihre Entscheidungen treffen.

Ausgearbeitete Konzepte für eine Veränderung der Entscheidungsstruktur im Schulwesen 
liegen auch von den Sozialpartnern auf der Wirtschaftsseite vor. Als Konsequenz einer Reihe 
von Analysen des Instituts für Bildung und Wirtschaft (IBW) wurden Reformaussagen zu 
einem Gesamtmodell von Schulgovernance NEU verdichtet (vgl. Schmid, 2015, S. 29; vgl. 
auch Landertshammer, 2007; Schmid, Ascher & Mayr, 2009; Management Club, 2009).

Die Grundideen dieses Modells wurden auch in die aktuellen Vorschläge der Industriellen-
vereinigung übernommen. In diesem Konzept wird die Schulorganisation durch ein neues 
„Schulträgerschaftsmodell, welches die bisherige Systematik von öffentlichen Schulen und 
Privatschulen […] auflöst“ (Industriellenvereinigung, 2015, S. 24), grundlegend verändert. 
„Jede Gebietskörperschaft, jeder Gemeindeverbund sowie Organisationen und Einzelper-
sonen können Schulträger sein“ (Industriellenvereinigung, 2015, S. 24). Wenn Schulträger 
ein Akkreditierungsverfahren bestehen, werden sie durch eine formelbasierte Pro-Kopf- 
Zuteilung sowie zusätzliche indikatorbasierte Ressourcen öffentlich finanziert. Privatwirt-
schaftliche Arbeitsverhältnisse der Lehrpersonen und Qualitätssicherung durch Prüfungen 
in bestimmten Stadien des Bildungswegs (mittlere Reifeprüfung) sind weitere Merkmale des 
Modells. Als zentrale Akteure dieses Konzepts treten einerseits der Bund, der für Rahmenge-
setzgebung und Evaluation zuständig ist, und andererseits die dezentralen Akteure auf – in 
manchen Fällen der Schulträger, in anderen Fällen die Einzelschule repräsentiert durch die 
Schulleitung: „Der Schulträger steuert die Schulen strategisch. Er ist primär dem Bund ver-
antwortlich. Die operative Ebene liegt in der Schule, die sich auf Unterricht und Förderung 
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konzentriert. Schulen sollen von administrativen Aufgaben bestmöglich entlastet werden“ 
(Industriellenvereinigung, 2015, S. 24). Durch das im Prinzip privatrechtliche Schulträger- 
Modell wird eine wesentliche und neue Privatisierungs-Komponente eingebracht.

Der Rechnungshof hat seit den 2000er Jahren immer wieder Berichte vorgelegt, die gravie-
rende Probleme in der Schulverwaltung nennen. Diese Prüfungen haben „[...] nicht nur eine 
Reihe von quantitativen Effizienzproblemen aufgedeckt [...], sondern auch vielfach auf die 
zumeist fehlende Planung der Länder und die teilweise alarmierende Nicht-Einhaltung von 
Fristen (darunter teilweise auch der ländereigenen Vorschriften) hingewiesen [...] und auch 
unzureichende Datenlieferungen der Länder im Bereich des Controlling herausarbeitet“ 
(Lassnigg et al., 2007, S. 114 f.). Sie mündeten letztlich in der ausdrücklichen Empfehlung, 
„auf eine Übertragung der Diensthoheit über die Landeslehrer an die Schulbehörden des 
Bundes hinzuwirken“ (Rechnungshof, 2007, S. 7). 

Die zentralen Schlussempfehlungen der jüngsten Prüfungen zur Lehrpersonalverwaltung 
und den Landesschulräten (Rechnungshof, 2015a, 2015b) werden im Folgenden zusam-
mengefasst, um die vom Rechnungshof angezielte Reformrichtung zu verdeutlichen: 

Die Lehrpersonalverwaltung ist kompliziert, ineffizient und unterscheidet sich nach Bun-
desländern: Trotz Standardisierungsversuchen seitens des Ministeriums kommen in den 
Bundesländern unterschiedliche Modelle der Verwaltung von Lehrpersonalressourcen (Wert
einheiten) zum Einsatz. Durch das Aufeinandertreffen von unterschiedlichen Strukturen für 
die Verwaltung von Bundes- und Landeslehrpersonen entsteht ein Verwaltungsmehrauf-
wand (vgl. Rechnungshof, 2015a). „Die Kompetenzverteilung bedingte Ineffizienzen und 
verhinderte einen einheitlichen, auf Synergien ausgerichteten Vollzug. Zudem verschärfte 
das Auseinanderfallen der Aufgaben-, Ausgaben- und Finanzierungsverantwortung im Be-
reich der Pflichtschulen die Ineffizienzen in der Schulverwaltung“ (Rechnungshof, 2015a, 
S. 105). Beispielsweise wurde festgestellt, dass es in Bereichen, in denen Lehrpersonalres-
sourcen vom Bund finanziert werden, zu regelmäßigen Überschreitungen des Plans (öster-
reichweit um 11,8 %; vgl. Rechnungshof, 2015a, S. 17) kommt. „Im Gegensatz zu den all-
gemeinbildenden traten im überprüften Zeitraum bei den berufsbildenden Pflichtschulen 
keine Stellenplanüberschreitungen auf […]. Durch die geteilte Kostentragung (50 % Bund, 
50 % Länder) hatten die Länder einen Anreiz die Stellenpläne einzuhalten, wodurch die aus 
dem Auseinanderklaffen der Aufgaben-, Ausgaben- und Finanzierungsverantwortung resul-
tierenden Ineffizienzen teilweise abgefangen wurden“ (Rechnungshof, 2015a, S. 18).

Die Empfehlungen des Rechnungshofs lehnen sich an frühere Vorschläge der Arbeitsgruppe 
Verwaltung Neu (o. J.) an: 

�� eine „weitgehende Autonomie der Schulen in Bezug auf Unterrichtsgestaltung und Per-
sonalauswahl“ (Rechnungshof, 2015a, S. 105),
�� ergänzt durch einheitliche Vorgaben, eingebettet in ein System einheitlicher Steuerung 

auf Basis von Bildungszielen und permanentem, übergeordnetem Monitoring der Ziel
erreichung,
�� „Aufgaben-, Ausgaben- und Finanzierungsverantwortung sowie interne Kontrolle der 

Schulgebarung in einer Hand“ (Rechnungshof, 2015a, S. 105).
�� Der Schulebene obliegt die praktische Durchführung und Organisation des Unterrichts, 

einer übergeordneten (regionalen), einheitlichen Stelle die Kontrolle und einer letztver-
antwortlichen Ebene die Ausgestaltung der Rahmenbedingungen (Rechnungshof, 2015a, 
S. 106). 

In seiner Prüfung zweier Landesschulräte konstatiert der Rechnungshof (2015b) einen 
starken Einfluss des Landes auf diese Bundesbehörde, der sich aus dem Modus der Beset-
zung der leitenden Positionen und des Kollegiums des LSR ergibt. Dies bedingt eine „wei-
tere Verschränkung der Landes- und Bundesvollziehung“ und unterläuft „den Grundsatz 
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der Konzentration der Aufgaben-, Ausgaben- und Finanzierungsverantwortung in einer 
Hand“ (Rechnungshof, 2015b, S. 123). Damit werden folgende Probleme in Zusammen-
hang gebracht: mangelnde Objektivität bei Personalfragen (Rechnungshof, 2015b, S. 124), 
mangelnde Kontrollmöglichkeiten des Ministeriums (Rechnungshof, 2015b, S. 125) und in-
effiziente Mittelverwendung (Rechnungshof, 2015b, S. 126 ff.). Wie bereits in früheren Prü-
fungen werden viele kleine Verstöße gegen Bundesbestimmungen bzw. die Nichteinhaltung 
von Regulationen z. B. bei der Nutzung von öffentlichen Ressourcen festgestellt. 

Die Empfehlungen des Rechnungshofs gehen in Richtung eines Komplettumbaus der Steu-
erungsverhältnisse im Schulwesen:

�� Konzentration der Aufgaben-, Ausgaben- und Finanzierungsverantwortung in der Hand des 
Bundes: „Vor dem Hintergrund einer umfassenden Reform der Schulverwaltung wäre die 
Organisation der Schulbehörden insofern zu überdenken, als Landesorgane auf Funk-
tionsebene nicht mehr vorgesehen wären. Die Bundesschulverwaltung sollte – entspre-
chend dem Aufbau der übrigen unmittelbaren Bundesverwaltung – als monokratisches 
System mit einem Bundesbediensteten als Behördenleiter ausgestaltet sein“ (Rechnungs-
hof, 2015b, S. 228). Damit gehen die Abschaffung der Vizepräsidenten-Funktion und 
der Kollegien einher sowie die Durchsetzung der Zuständigkeit des Bundes bei der Or-
ganisation des LSR sowie bei der Bestellung des Behördendirektors sowie Prüfungen 
der LSR durch die interne Revision des Bundesministeriums für Bildung und Frauen 
(BMBF; Rechnungshof, 2015b, S. 229).
�� Einheitliche, raschere und transparente Objektivierungsverfahren für die Besetzung von Lei-

tungs- und Aufsichtsfunktionen (Rechnungshof, 2015b, S. 228 f.), eine zumindest einma-
lige drei- bis fünfjährige Befristung für Schulaufsichtsbedienstete (Rechnungshof, 2015b, 
S. 230).
�� Verschiedene Verbesserungen der Administration und Arbeitsweise der LSR (Rechnungshof, 

2015b, S. 229 ff.), wie eine „angemessene Kosten- und Leistungsrechnung“, barrierefreie 
Internetauftritte, einheitliche Vorgangsweise bei der Zuteilung der Budgetmittel an Schu-
len sowie einen Gesamtüberblick über die LSR-Personalausgaben.

Mitte des Jahres 2014 hatte die Bundesministerin mit den Bildungslandesreferentinnen und 
-referenten vereinbart, eine Expertengruppe für Schulverwaltung einzusetzen. Diese legte im 
März 2015 einen Zwischenbericht mit dem Titel „Freiraum für Österreichs Schulen“ vor. In 
seiner Problemanalyse und seinen Zielen (Freiraum, 2015, S. 5 ff.) unterscheidet sich dieses 
Papier nicht wesentlich von früheren Konzepten. Seine Vorschläge umfassen:

�� Autonomere Schulen mit „Gestaltungsspielräumen mit hoher Verantwortung in den Be-
reichen Pädagogik, Organisation, Personal und Finanzen […] mit einer entsprechend 
qualifizierten Schulleitung und einer administrativen Einheit zu deren Unterstützung“ 
(Freiraum, 2015, S. 12). Angeregt werden eine Reihe von Entscheidungsspielräumen im 
Bereich der Pädagogik, der Organisation (z. B. Flexibilisierung von Zeit und Klassen-/
Gruppenbildung), des Personals (z. B. „Personalauswahl […] im Einvernehmen mit der 
Schulleitung“, „Einsatz von Lehrbeauftragten insbesondere für Schwerpunktsetzungen in 
BMHS2“, Flexibilität bei Kustodiaten und Nebenleistungen) sowie der Finanzen (z. B. 
schulautonome Verfügung über ein Lehrbeauftragten-, Leistungsprämien-, Fort- und 
Weiterbildungsbudget, Drittmittelbeschaffung und Teilrechtsfähigkeit sowie freie Ver-
fügbarkeit über finanzielle Ressourcen, wie „Betriebskosten, Ausstattung, Sachaufwand 
für Schüler/innen, Transportmittel, Dienstreisen, Gratis-Schulbuch“; vgl. Freiraum, 2015, 
S. 15 ff.).
�� „Bundesweit einheitliche“ Rahmenvorgaben, die u. a. umfassen: Lehrpläne mit 25 % auto-

nomem Spielraum, klare „Zielvorgaben und Konsequenzen“, Normkostenmodell, Vor-

2	 BMHS: berufsbildende mittlere und höhere Schulen.
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gabe einer kritischen Größe für Primarschulen von 200, für Sekundarschulen von 400 
Schülerinnen und Schülern (vgl. Freiraum, 2015, S. 12 ff.). Dies wird gepaart mit 
�� externer Kontrolle der Bildungsstandards und grundlegender Kompetenzen „mit Konse-

quenzen (Eskalationsstufen)“ (vgl. Freiraum, 2015, S. 13 f.). 
�� Zentrale Steuerung durch den Bund, die u. a. Folgendes umfasst (vgl. Freiraum, 2015, 

S. 17 ff.): „Gesetzgebungskompetenz in der Bildung beim Bund und Entfall der Aus-
führungsgesetzgebung“, Vorgabe aller oben genannten bundeseinheitlichen Standards in 
pädagogischen, organisatorischen und budgetären Bereichen (wie Bildungsziele, Lehrplä-
ne, Bildungsstandards, Abschlussberechtigungen, aber auch für die Qualifizierung von 
Führungskräften, „standardisierte Funktionsbeschreibungen und Objektivierungsverfah-
ren“. Weiters ist der Bund nach diesen Vorstellungen zuständig für die „Einrichtung einer 
zentralen Qualitätssicherungsstelle“, die „Schul-Audits zur Überprüfung der Schul- und 
Unterrichtsqualität“, „standardisierte [...] Leistungsüberprüfungen“, „Evaluierung der 
Effektivität und Effizienz des Bildungssystems“, „Erstellung eines nationalen Schulqua-
litätsberichts [...] alle 3 Jahre“ und „Akkreditierung von Privatschulen“ zur Aufgabe hat.  
Die Finanzierung der schulischen Tätigkeit soll nach einem „normkostenbasierten Res-
sourcenmodell“ erfolgen, das „bedarfsgerecht“ nach topografischen, pädagogischen, sozio- 
demografischen und sozioökonomischen Indikatoren moderiert wird. 
�� Operative Umsetzung durch Bildungsdirektionen der Länder (vgl. Freiraum, 2015, S. 19 ff.):  

In einer „Trennung zwischen zentraler Steuerung und operativer Umsetzung“ sollen neue 
Einrichtungen, die Bildungsdirektionen der Länder, regionale Ansprechstelle für auto-
nome Schulen werden. Diese sind „verfassungsrechtlich zu verankern, von den Ländern 
einzurichten und direkt dem Landeshauptmann/der Landeshauptfrau zu unterstellen“. 
Ihre Aufgaben bestehen in: „Planung des regionalen Bildungsangebots, bedarfsgerechter 
Verteilung der Ressourcen an die Schulen, Unterstützung und Begleitung der autonomen 
Schulen, Schulerhalterschaft. Diese Tätigkeiten übt die Bildungsdirektion einerseits in 
mittelbarer Bundesverwaltung, andererseits in unmittelbarer Landesverwaltung aus.“ In 
die Landesagenden fallen nach Vorstellung dieses Papiers Leistungsvereinbarungen mit 
den Schulleitungen, Ausschreibung, Auswahl und Bestellung von Personal (bei Lehr-
kräften unter „Einbezug der Schulleitungen“), Zuweisung und Controlling von Ressour-
cen, Zulassung von Standorten und Akkreditierung von Privatschulen. „Mehrjährige 
Leistungsvereinbarungen zwischen Bund und Ländern“ sollen die Koordination dieser 
Akteure sicherstellen.

Insgesamt enthält das Papier also Vorschläge für die Autonomisierung der Schulstandorte, 
die jenen in den schon früher genannten Konzepten ähneln und sie zum Teil konkretisieren, 
ohne jedoch die Zuständigkeiten auf Schulebene klar festzulegen. Im Hinblick auf eine Be-
reinigung der komplizierten, ineffizienten und zwischen Bundesländern unterschiedlichen 
Verwaltungsstruktur bleibt das Modell nahe am realpolitischen Status quo, indem es der Lan-
desebene unter neuem Namen wesentliche (z. B. personalpolitische) Einflussbereiche erhält, 
damit aber die Vorgabe des Rechnungshofs einer Konzentration der Aufgaben-, Ausgaben- 
und Finanzierungsverantwortung in einer Hand verfehlt.

Parallel zur Arbeit am Nationalen Bildungsbericht 2015 wurde auf politischer Ebene ein neues 
Reformkonzept ausgehandelt und am 17.11.2015 als Vortrag der Bildungsreformkommission an 
den Ministerrat veröffentlicht (vgl. Bundesministerium für Wissenschaft, Forschung und Wirt-
schaft [BMWFW] & BMBF, 2015). Dieses Konzept sieht neben einer Reihe von anderen The-
men auch Veränderungen im Bereich der Autonomie und der Verwaltungsstrukturen vor, die 
2016 weiterverhandelt, legistisch und schließlich praktisch umgesetzt werden sollen. Da die Ver-
öffentlichung dieses Programms nach der Beendigung des wissenschaftlichen Review-Prozesses 
für dieses Kapitel erfolgte, können die Vorschläge hier nicht mehr explizit analysiert und kom-
mentiert werden. Unsere Analyse der österreichischen Strukturen und Diskussionen in diesem 
Abschnitt, die Aussagen auf Basis des internationalen Forschungsstands in Abschnitt 2 sowie die 
Empfehlungen in Abschnitt 3.1 sollten jedoch eine Grundlage zur Einschätzung dieser Vorschläge  
bieten (vgl. auch die Alternativen in Lassnigg, 2015).
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Zusammenfassend lässt sich festhalten: In den bildungspolitischen Diskursen seit den 1990er 
Jahren wird Schulautonomie diskutiert und überwiegend positiv konnotiert, wenn auch 
nicht immer in nachvollziehbarer Weise konkretisiert. Überall dort, wo eine einigermaßen 
tiefergehende Diskussion erfolgt, wird dieses Thema mit einer Neuordnung der Struktur der 
Schulverwaltung insgesamt verbunden. Dieses ist nicht nur sachlich-konzeptuell gerechtfer-
tigt, sondern auch politisch notwendig, weil die aktuelle Regelungsstruktur in ihrer histo-
rischen Entstehung gut erklärbar, jedoch nach ziemlich übereinstimmender Einschätzung 
heute dysfunktional und nicht kosteneffizient ist. 

Dabei wird die Dimension der Zuständigkeiten der Schulen im bildungspolitischen Diskurs 
oft mit der Dimension der hohen Regelungsdichte (Bürokratie) verknüpft, die wiederum 
landläufig mit Zentralismus assoziiert wird. Dieser ist in der Realität der Governance-Pro-
zesse, die strukturell im Föderalismus stark verankert sind, jedoch weit weniger stark, als 
häufig angenommen. 

Damit ist die Frage der Schulautonomie auch mit der Frage nach dem relativen Einfluss von 
Bund oder Ländern verknüpft (vgl. dazu Öhlinger, 1993, S. 6 ff.). Diese stellt eine nicht 
weniger umstrittene und polarisierte Materie dar als die Frage der Gestaltung der Mittelstufe. 
Dieses Thema geht auf das Zustandekommen und die Grundstruktur der Bundesverfassung 
zurück und oszilliert in der Polarität zwischen Stärkung der Bundesländer (in einem wirk-
lichen Föderalismus) und ihrer Abschaffung (nicht zuletzt aufgrund der Verschiebung vieler 
Zuständigkeiten auf die EU-Ebene). Entsprechend dem politisierten Grundansatz wird diese 
Frage – ebenso wie die Frage der Schulorganisation – jenseits von Effizienzüberlegungen nach 
den jeweiligen politischen Präferenzen diskutiert. 

In der Autonomiediskussion haben sich tendenziell bestimmte Verbindungen von Autono-
miereformvorschlägen zur Frage des Föderalismus herausgebildet: Wer eine deutliche Stei-
gerung der Autonomie befürwortet, setzt diese vorwiegend auf Schulebene an und verweist 
damit eher auf die zentrale Rolle des Bundes; je weniger Autonomie für die Einzelschule  
vorgesehen ist, desto mehr Zuständigkeiten werden implizit oder explizit den Ländern zuge-
sprochen (die sich dann als standortnäherer Gegenpart zum Zentralismus geben). Die Ge-
meinden stehen im Schatten dieser beiden dominanten Pole und werden eher selten als wich-
tige Akteure thematisiert. Diese Beobachtung wird durch die jüngst erfolgte Einverleibung 
von Bezirkskompetenzen durch die Landesebene gestützt. 

2	 Forschungsstand 

2.1		 Themen und Ergebnisse empirischer Forschung 

Mit den Bedingungen, Verläufen und Auswirkungen von Autonomisierungsprozessen im 
Schulsystem befasst sich eine steigende Zahl von Studien in unterschiedlichen Disziplinen 
(wie Bildungsforschung, Bildungsökonomie usw.). Wir stellen im Folgenden eine thesenar-
tige Zusammenfassung der Hauptergebnisse dieses Forschungsstrangs zur Diskussion und 
verweisen für weiterführende Fragen auf aktuelle Forschungsüberblicke (z. B. Altrichter et 
al., 2016; Brauckmann, Altrichter & Moosbrugger, 2015; Joplin & Hadfield, 2015).

(1) Mehr Autonomie bringt nicht unbedingt bessere Leistungsergebnisse. Obwohl eine grund
legende Annahme darin besteht, dass Schulautonomie zu einer verbesserten Qualität des Ler-
nens beitragen würde, gibt es überraschend wenig empirische Evidenz zu dieser Frage (vgl. 
Cowen, Fleming, Witte, Wolf & Kisida, 2013; Davis & Raymond, 2012; Östh, Andersson 
& Malmberg, 2013). Die Sekundäranalyse von PISA-2000-Daten von Maslowski, Scheerens 
und Luyten (2007) zeigte keinerlei Zusammenhang zwischen schulischer Selbstständigkeit 
und den Leseleistungen der Schülerinnen und Schüler. Auch die Untersuchungen von Allen 
(2010), Malen, Ogawa und Kranz (1990), Summers und Johnson (1994, S. 14), Holtappels, 
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Klemm und Rolff (2008, S. 129 ff.) sowie Schwippert, Klieme, Lehmann und Neumann 
(2007, S. 220 f.) sprechen nicht für eine Korrelation zwischen dem Grad der Selbstverant-
wortung einer Schule und den gemessenen Schülerleistungen. Eine Ausnahme bilden Studien 
zur Wirkung von Charter Schools3 auf die Leistungen und die weitere Bildungsbeteiligung 
in den USA. Insbesondere Befunde zu den Leistungen sind heterogen und zeigen insgesamt 
eher geringe Effekte (Bifulco & Ladd, 2006; Cremata et al., 2013; Hanushek, Kain, Rivkin 
& Branch, 2007; Hoxby, Murarka & Kang, 2009). Deutlich positivere Effekte scheinen 
Charter Schools hingegen für die weitere Bildungsbeteiligung zu besitzen (Booker, Sass, Gill 
& Zimmer, 2011; Furgeson et al., 2012; Lavy, 2014).

Ob größere Selbstständigkeit tatsächlich eine qualitative Verbesserung von Schul- und Unter-
richtsentwicklung, die als Voraussetzung für Schülerlernen angesehen wird, bewirken kann, 
ist nach wie vor umstritten (vgl. Dempster, 2000; De Grauve, 2004; Leithwood & Men
zies, 1998) und gleichfalls selten empirisch untersucht worden (vgl. Wößmann, 2002, 2007; 
Wößmann, Lüdemann, Schütz & West, 2007). Ekholm (1997, S. 605) berichtet, dass im 
Zuge der Umsetzung eines neuen Steuerungssystems in Schweden sich zwar Einstellungsver-
änderungen bei Lehrpersonen und Schulleitungen ergeben hätten, die innere Arbeitskultur 
der Schulen aber relativ unverändert fortbestand. Andere Befunde deuten immerhin darauf 
hin, dass die erweiterte Eigenverantwortung von Schulen für pädagogische Verbesserungen 
(z. B. erhöhte Fortbildungsbereitschaft) genutzt wird (vgl. Avenarius et al., 2006). In einer 
Re-Analyse der ersten drei PISA-Studien fanden Schlicht-Schmälzle, Teltemann und Wind-
zio (2011) zwar positive Leistungseffekte von Deregulierungsmaßnahmen, doch profitierten 
davon vornehmlich privilegierte soziale Gruppen, sodass sie zu einer Verstärkung von Bil-
dungsungleichheit beitrugen. 

Größere Aufmerksamkeit hat ein spezieller Typ von Studien auf sich gezogen, der sich auf 
Re-Analysen von Daten aus den PISA- und TIMSS-Untersuchungen stützt. Für die dort 
enthaltenen Autonomiemaße zeigt Wößmann (2008) „tendenziell eher negative Effekte er-
höhter Schulautonomie“ auf Schülerleistungen, die jedoch, wenn gleichzeitig zentrale Ab-
schlussprüfungen im System wirksam sind, „vielfach in positive Effekte [gewendet werden] 
(wobei die Effekte von Abschlussprüfungen mit und ohne Autonomie positiv sind)“ (S. 824). 
Die Ergebnisse Wößmanns lassen sich als Rechtfertigung der Verbindung von Autonomie 
und Accountability lesen, wobei jedoch dem zweiten Teil des Paars mehr Gewicht beigemes-
sen wird. 

In der Zwischenzeit sind eine Reihe von Kritikpunkten gegenüber Studien diesen Typs vor-
gebracht worden (vgl. Gronn, 2009; McLellan, 2009; Schümer & Weiß, 2008). Auch er-
brachten ähnlich konzipierte Studien nicht immer identische Ergebnisse: Robin und Spriets-
ma (2003) fanden bei PISA-2000-Daten einen signifikant positiven Effekt von personeller 
Autonomie (vgl. Walberg, Paik, Komukai & Freeman, 2000). Bei Maslowski et al. (2007) 
hatte sowohl Personalautonomie als auch curriculare Autonomie einen negativen Effekt auf 
Schülerleistungen, finanzielle Autonomie jedoch positiven Einfluss. Die Analyse der Daten 
der deutschen nationalen Ergänzungsstudie PISA 2006 von Nikolai und Helbig (2013) lie-
fert keine Hinweise auf einen Zusammenhang von größerer Schulautonomie und höheren 
Schülerkompetenzen, der auch dann nicht auftritt, wenn Schulautonomie mit der Teilnahme 
an Leistungstests kombiniert wird.

(2) Mehr Autonomie kann zu mehr Konkurrenz zwischen Schulen mit ungünstigen Effekten für 
die Gerechtigkeit des Bildungssystems führen. Schulautonomie soll verbesserte Schul- und Un-
terrichtsqualität ermöglichen, aber auch anderen Zielen des Bildungssystems dienen (vgl. Ab-
schnitt 1.1.4). Durch die mit Autonomie ermöglichte Konkurrenz- und Wettbewerbsbildung 

3	 Charter Schools in den USA (ähnliche Entwicklungen gibt es auch in einigen anderen Staaten) gelten als Bei-
spiele für autonome Schulen, weil sie zwar durch öffentliche Gelder finanziert werden, aber außerhalb der Ver-
waltung des öffentlichen Schulsystems der jeweiligen Region operieren und dabei weniger Regeln als normale 
öffentliche Schulen unterworfen sind.
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zwischen Schulen können aber auch unerwünschte Entwicklungen z. B. für Bildungsgerech-
tigkeit stimuliert werden. Dies ist am Mechanismus der Schulprofilierung, die eigenständige 
curriculare Gestaltungsmöglichkeiten nutzt, erforscht worden. Schulen entwickeln dabei ein 
spezifisches Profil, mit dem sie sich von anderen Anbietern (Schulen) differenzieren. Diese 
Pluralisierung des Angebots birgt aber auch die Gefahr der Hierarchisierung von Lernmög-
lichkeiten und der Selektion. Schulen treten in Konkurrenz um die „Ressource“ (gute) Schü-
ler/innen (Altrichter, Heinrich & Soukup-Altrichter, 2011, S. 93 f.; Keddie, 2014). Dies 
verstärkt soziale und strukturelle Ungleichheiten insofern, da vor allem Schüler/innen aus 
sozioökonomisch bevorzugten Milieus und Schulen mit günstigen Voraussetzungen – im 
Sinne eines Matthäus-Effekts – am meisten profitieren (vgl. Altrichter, Heinrich et al., 2011; 
Nonte, 2013; Specht, 2011). Schüler/innen mit gebrochenen Schulkarrieren und hohem 
Betreuungsbedarf finden sich dagegen am häufigsten in „Restklassen“ oder „Restschulen“, 
die durch weniger sorgsame Betreuung und Unterricht gekennzeichnet sind (vgl. Altrichter, 
Heinrich & Soukup-Altrichter, 2014; Eder, 2011).

Auch dezentrale Ressourcenverwaltung, so diese interregional unterschiedlich geregelt ist, 
kann offenbar zu verstärkten sozialen Disparitäten führen (Hanushek, Link & Woessmann, 
2013; Machin & Silva, 2013). Levacic (2008) zeigte dies für England, wo Kompensations-
zahlungen an Schulen mit sozial nachteiligen Bedingungen regional variieren. Eine Studie 
aus Kanada weist hingegen darauf hin, dass Zentralisierungstendenzen Ungleichheiten auf-
heben können (Leach, Payne & Chan, 2010). 

(3) Mehr Autonomie der Standorte stellt hohe Ansprüche an Schulleitungen. Angesichts gewach-
sener Gestaltungs- und Rechenschaftspflicht wird in der internationalen Forschungsliteratur 
das Erlernen und das Einüben eines neuen Rollenverständnisses von Schulleitungshandeln 
zunehmend thematisiert. Mit der Einführung neuer Steuerungsinstrumente wird für die 
Leitung von Schulen ein breiter gewordenes Anforderungsspektrum konstatiert (vgl. Pont, 
Nusche & Hobkins, 2008). Übereinstimmung besteht dahingehend, dass die Schule in ihrer 
Eigenverantwortung gestärkt werden soll und dass die Schulleiterin bzw. der Schulleiter in 
diesem Entwicklungsprozess eine tragende Rolle spielt (vgl. auch das Kapitel „Schulleitung“ 
in diesem Band: Schratz et al., 2016). 

In der Praxis bedeutet dies, dass sich nicht nur die Anzahl des Leitungspersonals an Schulen 
verändert, sondern auch der Grad ihrer Steuerungsverantwortung (vgl. Muslic, Brauckmann 
& Basold, 2015). Dies ist mit der Intention verbunden, die Komplexität der schulischen 
Probleme vor dem Hintergrund einer effizienten Organisationssteuerung und der Delega-
tion von personalstrategischer Führung in die Verantwortung der handelnden Akteure zu 
legen und somit vor Ort besser lösen zu können (vgl. Bonsen, 2016). Schulleitungen fällt 
demnach zu, die zur Umsetzung der qualitätsbezogenen Eigensteuerung von Schule über-
tragenen Befugnisse gestaltend zu nutzen (vgl. Wissinger, 2015). Obwohl die zentrale Rolle 
von Schulleitung bei der Einführung neuer Steuerungskonzepte weithin geteilt wird (vgl. 
Bildungskommission der Länder Berlin und Brandenburg, 2003; Brauckmann et al., 2015; 
Hartmann & Schratz, 2010), wurde die dadurch veränderte Aufgabenstruktur von Schullei-
tung bisher kaum aufgegriffen, um Schulleitungshandeln zu analysieren (vgl. Brauckmann, 
2012). Nach Harazd, Gieske und Gerick (2011) „gibt es kein Führungskonzept oder keine 
Führungstheorie, welche die veränderte Aufgaben- und Anforderungsstruktur behandelt und 
entsprechende Schulleitungskompetenzen formuliert“ (S. 101). 

(4) Autonomie bietet einen Anlass und Anstoß zu Community Development. Eine produktive 
Nutzung von Schulautonomie ist wahrscheinlich nicht nur Sache der Lehrpersonen und 
Schulleitungen. Der Diskurs um Dezentralisierung ist eng mit der Frage verbunden, ob es 
nicht auch einer Veränderung der Kompetenzen im Bildungswesen auf regionaler, insbe-
sondere kommunaler Ebene bedarf (vgl. Döbert, 2010; Tegge, 2015b). Dabei werden auch 
Akteure, die in der Steuerungspraxis bislang unberücksichtigt blieben (Verbände, Stiftungen, 
Gewerkschaften, lokale Gruppen und Vereine etc.) in Gestaltungs- und Entscheidungspro-
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zesse einbezogen (vgl. Tegge, 2015a). Insgesamt offenbart die Betrachtung von Bildungs-
steuerung auf kommunaler Ebene, dass das hierarchische, an klassischen Instrumenten aus-
gerichtete Handeln sich zunehmend einer auf Partizipation und Transparenz abzielenden 
Steuerungspraxis öffnet (French, Miles & Nathan, 2014; Tegge, 2015a).

Ein prominentes Beispiel einer umfassenden Dezentralisierungsreform ist die Chicago School 
Reform, die von Bryk, Bender-Sebring, Allensworth, Luppescu und Easton (2010) begleitend 
erforscht wurde. Für sie steht fest: „Decentralisation had broad, positive effects on many 
of Chicago’s elementary schools“ (Bryk et al., 2010, S. 214). Die Leistungen der Schüler/
innen in Lesen bzw. Mathematik verbesserten sich in 70 % bzw. 80 % der teilnehmenden 
Grundschulen. Beim Spitzenquartil der Schulen ergaben sich Gewinne von 10 % im Lesen 
und 20 % in Mathematik, was akkumuliert beinahe einem zusätzlichen Lernjahr entspricht 
(Bryk et al., 2010, S. 215). Allerdings gab es auch Schulen, die aus der Reform keinen Ge-
winn ziehen konnten, vor allem in benachteiligten afroamerikanischen Stadtteilen (Bryk et 
al., 2010, S. 222). 

In ihrer Interpretation ist der Erfolg dieser Autonomiereform dadurch erklärbar, dass die 
neuen Entscheidungsmöglichkeiten zu einer Erneuerung der sozialen Beziehungen zwischen 
Schulleitungen, Lehrpersonen, Eltern und lokalen Community Leaders führten. Die Dezen-
tralisierung signifikanter Befugnisse und die Übergabe neuer Ressourcen brachten in vielen 
Fällen „a genuine empowerment for local action“ (Bryk et al., 2010, S. 216). Die Bezie-
hungen wurden horizontaler (statt vertikal zur zentralen Bürokratie) und führten zu einem 
konstruktiven Dialog, der auch neue soziale Ressourcen auf Schulebene eröffnete. In Situati-
onen, in denen das Sozialkapitel dagegen rar ist und kein Community Support für Schulent-
wicklung aktiviert werden kann, wären Verbesserungen nicht allein durch Schulautonomie, 
sondern nur durch umfassendere Programme zu erwarten: „a comprehensive and integrated 
set of community, school, and related social program initiatives“ (Bryk et al., 2010, S. 210).

(5) Insgesamt gesehen sind die Forschungsergebnisse zu den Auswirkungen erweiterter Schul-
autonomie also uneinheitlich. Warum ist dies der Fall? Neben methodischen Differenzen der 
Studien sind dafür ganz wesentlich die unterschiedlichen nationalen, regionalen und lokalen 
Rahmenbedingungen der Einführung und Gestaltung von Schulautonomiereformen verant-
wortlich (Belfield & Levin, 2009). In spezifischen Kontexten und unter verschiedenen Um-
setzungsbedingungen haben unterschiedliche Konstellationen von Autonomie unterschied-
liche Wirkungen. Die verschiedenen Aspekte von Schulautonomie interagieren mit anderen 
Systemmerkmalen (z. B. mit Aspekten der Rechenschaftslegung und der Bedingungen der 
Lehrerarbeit, um nur zwei Beispiele herauszugreifen) in einer höchst komplexen Weise, die 
noch nicht hinreichend erklärt ist. Konsequenzen für die Forschung werden in Abschnitt 3.2 
formuliert; der nächste Abschnitt thematisiert wichtige Kontextunterschiede für Schulauto-
nomie und -governance.

2.2		 Regelungsstrukturen in verschiedenen Schulsystemen

Unterschiedliche Länder verteilen Entscheidungsrechte in unterschiedlicher Weise auf die 
Akteure und Ebenen ihrer Schulsysteme. Abbildung 7.3 vergleicht die Anzahl der Entschei-
dungsebenen (linke Spalte) und den Anteil der Ebenen an allen anfallenden Entscheidungen 
(rechte Spalte) in einigen OECD-Staaten: Österreich zeichnet sich dabei durch eine sehr 
hohe Anzahl an Entscheidungsebenen (wie sie sonst nur viel größere Länder mit über 40 
Mio. Einwohnerinnen und Einwohnern haben) sowie durch ein niedriges Maß an Entschei-
dungen auf Schulebene aus. 

Wenn man näher untersucht, in welchen Ländern die regionale Ebene (im Sinne eines Teil-
staats, eines Bundeslandes oder einer Provinz) ein großes Gewicht bei der Administration 
des Bildungswesens hat, ähneln die Steuerungsverhältnisse in Österreich beispielsweise je-
nen Spaniens, Japans, Belgiens, Italiens oder Deutschlands. Dabei handelt es sich (mit der 

Forschungsergebnisse sind 

uneinheitlich, bestehender 

Forschungsbedarf

Verteilung von 

Entscheidungsrechten: 

Österreich im 

internationalen Vergleich 



279Bildungsbericht 2015

7

Schulautonomie Kapitel  7

Ausnahme von Belgien, das aber durch ausgeprägt nationale Substrukturen gekennzeichnet 
ist) um große Länder, in denen eine stärkere Ausdifferenzierung der Verwaltung eher sach-
lich gerechtfertigt erscheint. Die Schweiz ist in dieser Aufstellung nicht enthalten, hat aber 
eine völlig andere föderale Struktur als Österreich: Die (viel kleineren) Kantone bestimmen 
wesentlich über ihr Bildungswesen, finanzieren dieses aber – auf Grundlage ihrer Steuerho-
heit – selbst. Nach diesem Vergleich konzentrieren sich die Zuständigkeiten in den kleinen 
Ländern (bis etwa 20 Mio. Einwohner/innen) auf zwei Ebenen, auf die zentralstaatliche und 

Abb. 7.3: Entscheidungsebenen und Entscheidungsstrukturen im Schulbereich (2011)

Anmerkungen: Zusatzebenen treffen maximal 10 % der Entscheidungen, Hauptebenen mehr als 10 %. 

Quelle: OECD (2012). Eigene Berechnungen.
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die schulische oder lokale (Gemeinde-)Ebene; dies gilt im Übrigen auch für das föderale 
Deutschland, wo die Zuständigkeiten zwar auf die Bundesländer verteilt sind, aber innerhalb 
der Länder (die im Durchschnitt gemessen an der Einwohnerzahl fast die Größe Österreichs 
haben) im Wesentlichen zentralistisch auf die Regierungs- und kommunale (Gemeinde-, 
Kreis-)Ebene konzentriert sind.

Moosbrugger, Altrichter und Brauckmann (2016) beschreiben sieben internationale Bei-
spiele, die unterschiedliche Ausprägungen von schulischen Regelungsstrukturen kurz skiz-
zieren und die Vielfalt und Unterschiedlichkeit der Verteilung von Entscheidungsrechten im 
Schulsystem, aber auch Optionen für Veränderungen bewusster machen sollen. Für Entwick-
lungen in Österreich können aus den Länderbeispielen folgende Überlegungen abgeleitet 
werden: 

Die Erfahrungen Schwedens zeigen, welche Probleme aus einer zu raschen und unvorberei-
teten radikalen marktorientierten Autonomisierung auf lokaler und Schulebene resultieren 
können (vgl. auch Blanchenay, Burns & Köster, 2014; OECD, 2015). Das Beispiel Englands 
verweist auf die politischen Konflikte, die mit der Verteilung der Zuständigkeiten verbunden 
sind, und zeigt im Übrigen, dass es durchaus möglich ist, ein Netzwerk von 6.000 autonomen 
Schulen (entspricht etwa der Größe des gesamten österreichischen Schulwesens) in einer 
zentralen Governance-Struktur zu verwalten. England und Schweden sind auch jene großen 
europäischen Länder, die in den letzten Jahren am stärksten auf Marktmechanismen bei der 
Steuerung autonomer Schulen gesetzt haben. Obwohl durch die Anlage der PISA-Studien 
keine ursächlichen Zuschreibungen möglich sind, erscheint doch bemerkenswert, dass diese 
Länder im Zeitverlauf der PISA-Erhebungen keine nachweisbaren Verbesserungen der Schü-
lerkompetenzen verzeichnen konnten; Schweden ist sogar eines der Länder mit dem größ-
ten Rückgang des Leistungsniveaus (vgl. z. B. OECD, 2014, S. 57, S. 194, S. 246; OECD, 
2013, S. 8). Das deutsche Bundesland Niedersachsen eignet sich besser als Vergleichsbeispiel 
für Österreich als die Bundesrepublik Deutschland; hier wird die Aufmerksamkeit auf die 
kommunale Ebene gelenkt, der in den deutschen Ländern eine zentrale Rolle zukommt. Aus 
den Erfahrungen Ontarios in Kanada, das in der internationalen Diskussion (teilweise in 
der „Nachfolge“ Finnlands) aufgrund des speziellen Entwicklungsansatzes des vierten Wegs 
große Aufmerksamkeit errungen hat, kann Österreich vor allem im Hinblick auf Ansätze und 
Möglichkeiten der hierzulande stark unterentwickelten Professionalisierung der schulischen 
Praxis lernen.

Der internationale Vergleich unterstreicht, worauf schon in Abschnitt 1.1 hingewiesen wurde:  
Jedes Land hat im Zuge der Entwicklung seiner Schulsysteme eine eigene „Grammatik“ der 
Governance von Bildung entwickelt. Die Autonomie der Einzelschule kann nur angesichts 
der spezifischen Regulierungsstruktur des Bildungswesens des jeweiligen Landes adäquat 
eingeschätzt und verstanden werden. Beispielsweise haben Länder mit einer hohen lokalen 
Schulautonomie in der Regel starke lokale (lokalpolitisch zusammengesetzte) Boards, die die 
einzelnen Schulen ihres Aufsichtsbereichs regulieren. Dies ist z. B. in den Niederlanden (oder 
auch der Schweiz) der Fall. Der autonome Spielraum von Einzelschulen ist meist in Ländern 
größer, in denen der Zugang zu weiteren Bildungswegen nicht durch berechtigungsorientierte 
Abschlüsse (z. B. Matura), sondern durch Aufnahmeprüfungen der aufnehmenden Instanzen 
(wie Hochschulen) gesteuert wird. Bildungssysteme, die Bildungswege durch Abschlussprü-
fungen regulieren (wie Österreich, Deutschland und die Schweiz), haben gleichsam einen 
höheren Bedarf an schulübergreifender Vergleichbarkeit der Anforderungen, damit vergleich-
bare Berechtigungen vergleichbaren Leistungen entsprechen. Gleichzeitig definiert dies die 
Rolle der Lehrpersonen vor Ort. Sie haben eine zentrale Funktion im Rahmen des hoheit-
lichen Zusammenhangs des Bildungswesens. Fällt dieses Grammatik-Merkmal weg, dann ist 
die lehrplan- und prüfungsbezogene Autonomie von Einzelschulen unproblematisch.  
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3	 Politische Analyse: Entwicklungsoptionen und Forschungs-	
	 bedarf

„Schulautonomie“ ist ein in der öffentlichen Diskussion oft positiv konnotierter, aber teil-
weise auch konfliktbeladener Begriff, der mit mehr Entscheidungsrechten für die einzelnen 
Schulstandorte assoziiert wird. Eine genauere Analyse des Konzepts zeigt, dass mit einer Au-
tonomiereform eine Neuverteilung von Entscheidungsrechten und -fähigkeiten im schulbe-
zogenen Governance-System und damit eine Überprüfung und Reform der Gesamtstruktur 
der Steuerung und Administration des Schulsystems angestrebt wird. 

Eine internationale Umschau (vgl. Abschnitt 2.2) zeigt, dass sich die Steuerungsverhältnisse 
in Schulsystemen sehr unterschiedlich gestalten lassen; dabei ist die Steuerung des Schul-
wesens Teil der gesamtstaatlichen Strukturen, die die Gestaltungsmöglichkeiten wesentlich 
begrenzen. Es lassen sich einige idealtypische Lösungen herausarbeiten, ohne dass eine kontext
unabhängige Überlegenheit eines dieser Modelle behauptet werden könnte. Aus der empi-
rischen Forschung (vgl. Abschnitt 2.1) lassen sich Hinweise auf mögliche sinnvolle und pro-
blematische Elemente von autonomielastigen Steuerungskonzeptionen ableiten. Aufgrund 
der Komplexität und Kontextabhängigkeit des Phänomens „Steuerungsverhältnisse in einem 
Schulsystem“ ist es jedoch nicht möglich, mit empirischer Begründung ein bestimmtes Steu-
erungsmodell für das österreichische Schulwesen vorzuschlagen. Angesichts dieser Situation 
werden im Folgenden einige der in den letzten Jahren vorgetragenen Entwicklungsoptionen 
vor dem Hintergrund der Überlegungen in diesem Kapitel diskutiert und auf potenzielle 
Vor- und Nachteile eingeschätzt.

3.1		 Entwicklungsoptionen 

Die ersten gesetzlichen Schritte in Richtung Autonomie vor zwei Jahrzehnten erweiterten 
den Handlungsspielraum an Einzelschulen vor allem im curricularen Bereich (vgl. Posch & 
Altrichter, 1992; Schratz & Hartmann, 2009), ließen aber den bestehenden regulativen Rah-
men des österreichischen Schulsystems weitgehend unberührt. Vor einem Jahrzehnt schlug 
die ministeriell beauftragte Zukunftskommission (2005) ein konkretes Maßnahmenbündel 
vor. Seitdem gibt es (teilweise radikale) Forderungen und Konzepte von verschiedenen ge-
sellschaftlichen Akteuren (Sozialpartnern, Interessenvertretungen, Bildungsvolksbegehren, 
politische Parteien) in Richtung erweiterter Schulautonomie (vgl. Abschnitt 1.3). 

3.1.1	Welches Governance-Modell? 

In der Literatur werden typische stilisierte Governance-Modelle unterschieden (z. B. Glatter, 
2012; Lassnigg et al., 2007), v. a. Bürokratie-Hierarchie, Markt und Netzwerke. Im Schul-
wesen ist weiters die Unterscheidung zwischen lokaler Autonomie (auf Gemeindeebene) und 
Schulautonomie bedeutsam. Schließlich muss zwischen inhaltlichen Entscheidungsbereichen 
differenziert werden, z. B. zwischen pädagogischer, personeller, finanzieller und organisato-
rischer Autonomie (vgl. Abschnitt 1.1). 

Aus den unterschiedlichen Entwicklungsvorschlägen kann man drei Grundkonfigurationen 
herausarbeiten, die verschiedene Entwicklungswege beschreiben. Konfiguration 1, das „Alles-
in-einer-Hand-Modell der rationalen Bürokratie“, würde auf Verwaltungsvereinfachung set-
zen und Zwischenebenen, die durch ihr Eigenleben zentrale Steuerung und Kontrolle stören, 
entfernen sowie einige Entscheidungsrechte an Schulen delegieren. Eine potenzielle Gefahr 
dieses Modells liegt darin, dass die Sensitivität gegenüber Fehlern und alternativen Positionen 
verloren geht; darüber hinaus erscheint eine strikte Version des Bürokratiemodells heute un-
ter Demokratie- und Beteiligungsaspekten problematisch. Konfiguration 2, das „Modell des 
Bildungsmarkts“, betont Handlungsspielräume und Eigeninitiative aller Akteure und erwar-
tet die Koordination im Bildungswesen durch Gewinnchancen, Erfolgsanreize und andere 
Marktmechanismen. Ein solches Modell bietet Spielräume für die Optimierung der eigenen 
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Handlungsbedingungen vor Ort und die Umsetzung von individuellen Entwicklungsideen. 
Gleichzeitig sind jedoch durch die Maximierung von Startvorteilen und die Unterschied-
lichkeit von Schulen Nachteile für Bildungsqualität und -gerechtigkeit im Gesamtsystem 
zu erwarten. Konfiguration 3, das Modell „Staatliche Rahmenbedingungen und Autonomie 
vor Ort“, versucht die Steuerung zu verschlanken und übersichtlicher zu machen und den 
lokalen Akteuren deutlich mehr Verantwortung für die Gestaltung der Bildungsangebote 
zukommen zu lassen. Dies kann zusätzliche Mittel und Energien für Bildungsprozesse ak-
tivieren, aber auch Bedürfnisse auf intermediärer Ebene vernachlässigen. Die Einschätzung 
dieser Konfiguration hängt stark davon ab, welche Akteure bei den Entscheidungsprozessen 
vor Ort einbezogen werden (nur Schulleitung und Kollegium oder auch andere Mitglieder 
der Schulgemeinschaft und außerschulische Akteure) und in welcher Weise die staatlichen 
Rahmenvorgaben formuliert und umgesetzt werden.

Die Grundbotschaft aus dem nun schon seit zwei Jahrzehnten dauernden Expertendiskurs 
(z. B. Zukunftskommission, 2005) geht in Richtung Konfiguration 3: In Abgrenzung zu Bü-
rokratie und Markt wird in den aktuellen, breiter ausgearbeiteten Konzepten zur Schulauto-
nomie eine umfassende pädagogische, personelle und finanzielle Autonomie entweder an den 
Schulen oder in den lokalen Einheiten anvisiert und mit einer grundlegenden Veränderung 
der Steuerung und Verwaltung des Schulsystems verknüpft. Aus den Erfahrungen mit der 
Reform von 1993 wird teilweise explizit der Schluss gezogen, dass nicht nur curriculare und 
zeitliche, sondern auch personelle und finanzielle Autonomie unabdingbar ist (Hinteregger 
& Lattinger, 1999; vgl. auch Schilcher, 1994; Strittmatter, 1994). Auch Oelkers und Reusser 
(2008) nehmen in ihrem umfassenden Gutachten für das deutsche Bildungsministerium klar 
in diese Richtung Stellung. Für die – dann reduzierten – Aufgaben der zentralen Steuerung 
und Verwaltung können die Vorschläge des Rechnungshofs als Leitlinie gelten (vgl. Abschnitt 
1.3; Rechnungshof, 2015a, 2015b).

Dieses weithin einmütige Plädoyer für deutlich erweiterte Entscheidungsrechte an den 
Schulstandorten ist vielleicht insofern überraschend, als Autonomisierung per se erstens kei-
ne Verbesserung der Leistungen des Bildungswesens verspricht (vgl. Abschnitt 2), sondern 
nur neue Bedingungen dafür schafft, und zweitens eine Änderung in dieser Hinsicht große 
Herausforderungen an alle beteiligten Akteure mit sich bringt: Autonomisierung kann auch 
gravierend scheitern, wenn sie ohne die nötigen Voraussetzungen zu rasch durchgesetzt wird 
(vgl. das Beispiel Schweden: Blanchenay et al., 2014; OECD, 2015). 

Die große Übereinstimmung in den Voten für mehr Schulautonomie liegt (neben den viel-
fachen Interpretationsmöglichkeiten des Konzepts) unserer Meinung nach in der weithin 
geteilten Einschätzung, dass Schulen nicht (mehr) wie Ämter im letzten Glied einer Verwal-
tungskette geführt werden können, sondern Spielräume (und professionell qualifizierte und 
verantwortliche Lehrpersonen) nötig sind, um verantwortlich mit den speziellen Anforde-
rungen der Praxis umgehen zu können. Dazu kommen in Österreich weitere gewichtige Be-
gründungen für eine Verlagerung der Aufmerksamkeit auf Schulautonomie: die gravierende  
Dysfunktionalität der bestehenden Governance-Struktur und die Erwartung gewisser Kos-
teneinsparungen durch Verbesserungen der Steuerungsstruktur (vgl. Abschnitt 1.2). 

3.1.2	Konzentration der Aufgaben-, Ausgaben- und Finanzierungsverantwortung 

Die Kompliziertheit und Ineffizienz der österreichischen Schulverwaltung ist in verschie-
denen Rechnungshofberichten und Studien (vgl. Abschnitt 1.2) hinreichend dargestellt wor-
den: Zu viele Ebenen, Paralysierung durch konkurrierenden Bundes- und Landeseinfluss, 
Bürokratisierung, ohne deren Vorteile realisieren zu können, Intransparenz der Ausgaben, 
Politisierung usw. erzeugen eine faktische „Unsteuerbarkeit“ des Bildungssystems (Lassnigg, 
2015). 
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Zur Reform der Zuständigkeit gibt es klare Empfehlungen (beispielsweise des Rechnungs-
hofs), den gegenwärtigen hybriden Zustand zu bereinigen und eine „Konzentration der Auf-
gaben-, Ausgaben- und Finanzierungsverantwortung in einer Hand“ (Rechnungshof, 2015b, 
S. 123) vorzunehmen, und zwar beim Bund. Dezentralisierung im Sinne der Verlagerung 
von Kompetenzen auf die regionalen Landeseinheiten löst nicht die Probleme des Bürokra-
tie-Typus, sondern widerspricht dessen Logik und Vorteilen, die in der potenziellen Transpa-
renz und der Gleichbehandlung unterschiedlicher Akteure besteht. De facto werden durch 
einen Vorschlag der Verländerung (Freiraum, 2015) die bestehenden Probleme vervielfacht, 
indem eine Bürokratie durch mehrere ersetzt wird. Dies zeigen die Fallstudien von Australien 
(Victoria), Finnland und Neuseeland bei Schmid, Hafner und Pirolt (2007) eindrücklich 
(ähnlich bei Posch & Altrichter, 1992). In allen diesen Systemen bildete die regionale Ebene 
nach einer Dezentralisierung einen wesentlichen Schwerpunkt im ursprünglichen bürokra-
tischen Governance-System und vervielfachte damit gleichzeitig die Komplexität der Struk-
turen und Abläufe. Diese Ebene bietet sich auch als Schwerpunkt für Reformen an, indem 
entweder die Kompetenzen radikal auf die Schulebene verlagert werden (wie im australischen 
Bundesstaat Victoria) oder die ursprünglich regionalen Einflüsse der Ebene auf die lokale 
Ebene (Gemeinden) konzentriert werden und damit auch die Zahl der Ebenen reduziert wird 
(wie in Neuseeland und Finnland).

3.1.3	Weiterentwicklung von Professionalität im Schulsystem 

In der existierenden österreichischen Governance-Struktur haben die inhaltlichen professio-
nellen Belange der Praxis (d. h. solche, die ausgehend von der Qualität der Lernprozesse und 
den dafür notwendigen Merkmalen der Berufstätigkeit der Lehrpersonen argumentieren) 
keine eigene Stimme. Die Erörterung solcher Qualitäten der Praxis (d. h. von Fragen nach 
inhaltlichen Standards im Sinne der Unterscheidung von Noddings, 1992) tritt meist hinter 
die durch die Interessenvertretungen artikulierten materiellen Interessen der Lehrpersonen 
(d. h. von Status-Fragen; vgl. Noddings, 1992) zurück. Dabei wird häufig der Status quo 
gegen Innovationen in Stellung gebracht, insbesondere wenn sie auch mit einer veränderten 
Arbeitspraxis verbunden sind.

Dies betrifft auch die Rolle von Forschung und Entwicklung, die in die „Schusslinie“ der 
politischen Polarisierungen gekommen sind und von den Interessenvertretungen als Un
sicherheitsfaktor gesehen werden. Dadurch werden wesentliche Agenden der Innovation im 
Bildungswesen isoliert. Die Fragmentierung und Marginalisierung der Lehrerbildung und 
die – bereits jahrzehntelangen – Auseinandersetzungen um ihre Organisation tun ein Wei-
teres, um die professionelle Basis zu schwächen (die Initiative zur PädagogInnenbildung NEU 
hat Reformschritte gesetzt, aber die organisatorischen Probleme nicht gelöst, sondern zum 
Teil eher verstärkt). 

Professionalisierung der Praxis ist eine Antwort auf diese Problematik, und sie erfordert Wis-
sensproduktion und Organisation der Professionalisierung. Die Wissensproduktion muss 
im Zusammenspiel von praktischem Wissen und Forschung geschehen. In der durch den 
PISA-Schock getriebenen Reformphase wurden die in Österreich etablierten Ansätze der Pra-
xisforschung aus dem Brennpunkt der Aufmerksamkeit gedrängt, so dass im aktuellen Sze-
nario die Forschung als dauernder Überbringer schlechter Nachrichten in einen Gegensatz 
zur Praxis gekommen ist. Bei der Organisation der Professionalisierung muss die Spannung 
zwischen gewerkschaftlicher und professioneller Organisation erkannt und bewältigt werden. 
Beide Orientierungen sind notwendig, stehen aber auch in Konflikt zueinander. Die starke 
Betonung gewerkschaftlicher Interessen in den bestehenden Interessenvertretungen macht 
es nötig, ein Gegengewicht in Form einer professionellen Organisation aufzubauen, die die 
Kräfte, die inhaltliche Innovation und Qualität von Lernprozessen anstreben, bündelt, sicht-
bar macht und ihnen eine Stimme gibt. Eine Inventarisierung der vielfältigen innovativen 
Initiativen und Ansätze und ihre Zusammenführung mit den Akteuren der Wissensproduk-
tion und der Lehrerbildung wären erste Schritte in diese Richtung. Insbesondere darf diese 
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Organisation nicht in die politisierten Polarisierungen hineingezogen werden, sondern muss 
zur rationalen Debatte sowohl auf der Sach- als auch auf der Wertebene beitragen.

3.1.4	Entscheidungsrechte an den Schulstandorten

Wir haben oben für eine Ausweitung der Entscheidungsrechte an den Schulstandorten in 
allen vier inhaltlichen Autonomiedimensionen votiert, doch erscheinen Beschränkungen die-
ser Entscheidungsrechte dort sinnvoll (vgl. auch Dubs, 2011), wo (1) sichergestellt werden 
muss, dass sich die Aktivität der schulischen Entscheidungsakteure direkt und mittelbar auf 
die Qualität der Lernerfahrungen der Lernenden richtet, und wo (2) bestimmte Leistungen 
besser von übergeordneten oder darauf spezialisierten Einheiten erbracht werden können. 
Beispiele für den ersten Fall finden sich im folgenden Abschnitt. Beispiele für den zweiten 
Fall könnten bestimmte spezialisierte Verwaltungsaufgaben, wie z. B. Personalverrechnung, 
sein oder die Aufgabe der Bereitstellung von unterschiedlichen Fortbildungsangeboten, die 
wahrscheinlich größere Einheiten erfordert.

3.1.5	Konkurrenz und Koordination autonomer Einheiten: Probleme marktförmiger 	
		  Lösungen

Wenn einzelne Schulen oder regionale Verbünde größere Handlungsspielräume bekommen 
und sie animiert werden, Energie in die Entwicklung attraktiver Angebote zu stecken, dann 
werden Schulen unterschiedlicher. Wenn die unterschiedlichen Angebote unterschiedlich 
attraktiv für die Schulpartner sind, dann entwickelt sich eine marktförmige Konkurrenz zwi-
schen Schulen. Manche Autorinnen und Autoren bewerten dies als erwünschten Mechanis-
mus, der die Anstrengung der Schulen in Richtung „Qualität und Innovation“ (Buschor, 
1998, S. 78) stärken soll. Dem steht gegenüber, dass aufgrund von Schulstruktur- und Stand-
ortfaktoren keine faire Konkurrenz zwischen einzelnen Schulen herrscht, sondern vielfältige 
Ausformungen des Matthäus-Effekts zu beobachten sind. Weiters finden im Schulwesen 
meist keine Marktbereinigungsmechanismen statt; daher bleiben nicht erfolgreiche Anbieter 
weiterhin – allerdings unter sich verschlechternden Bedingungen und für eine unterprivile-
gierte Klientel – tätig. Auch arbeiten Schulen in der Konkurrenz mit anderen Schulen häufig 
mit einer Strategie interner Segmentierung und behalten weniger attraktive Angebote („Nor-
mal- oder Restklassen“) bei, wo sich gerade Schüler/innen mit problembeladenen Schulkar-
rieren und höchstem Förderbedarf sammeln (vgl. Altrichter, Heinrich & Soukup-Altrichter, 
2011, 2014). 

Aus diesen Gründen besteht einer der kritischen Punkte einer Autonomie-Strategie darin, 
ungünstige Auswirkungen der Konkurrenz zwischen Schulen hintanzuhalten (vgl. dazu auch 
Analysen der [relativ radikalen] Entwicklung in Schweden, die beispielsweise Schulträgern 
erlaubt, Gewinne zu machen, die nicht der weiteren Entwicklung der Schule zugeführt wer-
den; vgl. Abschnitt 2.2 sowie Blanchenay et al., 2014; OECD, 2015). Daher strebt auch der 
Konkurrenzbefürworter Buschor (1998) einen „begrenzten Wettbewerb“ (S. 78) an. Diese 
Begrenzung kann durch Regelungen (z. B. Indikatoren für Schülerzusammensetzung und 
Angebotsmerkmale, Regelungen für Abweisung und Aufnahme von Schülerinnen und Schü-
lern, Überprüfung der Ergebnisse unter Value-Added-Gesichtspunkten), Verpflichtungen zur 
lokalen und regionalen Koordination und Abstimmung und auch durch explizite Maßnah-
men der präventiven Gegensteuerung (z. B. sozialindexbasierte Finanzierung von Schulen, 
besondere Unterstützung von Brennpunktschulen) geschehen. Die durch Schulautonomie 
freigesetzte Energie soll damit auf die Verbesserung der Lernerfahrungen der Schüler/innen 
und nicht auf den Ersatz der eigenen Schülerschaft durch eine attraktivere Klientel gerichtet 
werden.
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3.1.6	Wer sind die (Haupt-)Akteure der Autonomie? Einzelschule, Schulverbünde 	
		  oder Gemeinden?

Der Begriff Schulautonomie legt die Einzelschule als Ort und Akteur autonomer Entschei-
dungen nahe. Nach einem Vierteljahrhundert, in dem die einzelne Schule die Leitfigur für 
Schulentwicklung abgab, werden auch Beschränkungen dieses Konzepts deutlich: Beispiels-
weise hängt die Möglichkeit, Gestaltungs- und Entwicklungsaufgaben wahrzunehmen, auch 
deutlich mit Größen- und Standortfaktoren zusammen. Schulen, die aktive Schulentwick-
lung betreiben, orientieren sich oft an Nachbarschulen, mit denen sie in Konkurrenz stehen, 
was zu – in einer weiteren regionalen Perspektive – dysfunktionalen Entwicklungen führen 
kann. 

Daher haben Modelle, die größere Einheiten als Akteure der Autonomie sehen, verstärkte 
Aufmerksamkeit gefunden (z. B. Industriellenvereinigung, 2015), z. B. Verbünde von Schu-
len (wie in den Niederlanden) oder lokale Einheiten (Gemeinden und ihre Schulen wie in 
den nordischen Ländern; vgl. Moosbrugger, Altrichter & Brauckmann, 2016). 

Für lokale Autonomie scheinen in Österreich geeignete Träger zu fehlen: Die Bezirksebene 
wurde gerade unter dem – hier sehr unplausiblen – Argument einer Verwaltungsverein
fachung der Länderebene einverleibt. Die Bundesländer sind als Träger schulischer Autono-
mie ungeeignet, da sie durch ihren politisierenden Einfluss in der gegenwärtigen Governance- 
Struktur belastet und vom schulischen Geschehen an den Standorten zu weit entfernt sind, 
um als Akteur für schnelle standortgerechte Entscheidungen aufzutreten. 

Aufgrund internationaler Modelle wären die Gemeinden klare Kandidaten als Kristallisa-
tionspunkte einer lokalen Autonomie, weil sie als Schulträger der Pflichtschulen wichtige 
Akteure sind, ein natürliches Interesse an der Qualität der Bildung in ihrem Umfeld haben 
und ohnehin in eine neue Governance-Struktur eingebunden werden müssen. In Österreich 
sind sie allerdings in der Regel zu klein, um als autonome Akteure des Schulwesens aufzutre-
ten: Zwar unterhalten 90 % aller österreichischen Gemeinden Schulen, doch sind dies in ca. 
50 % der Fälle nur Volksschulen, in ca. 25 % der Fälle kommen auch Neue Mittelschulen 
dazu. In nur ca. 15 % der Gemeinden sind voll ausgebildete Schulstrukturen, die auch wei-
terführende Schulen umfassen, vorhanden (vgl. Lassnigg, 2015). 

Daher spricht viel dafür, zusammenhängende lokale Netzwerke von unterschiedlichen Schu-
len als Träger schulautonomer Entscheidungen anzusehen. Durch eine Vernetzung von Schu-
len unterschiedlichen Typs und unterschiedlicher Größe in einer lokal-regionalen Einheit 
könnten „kritische Massen“ für autonome Selbststeuerung entstehen, in denen sowohl die 
Schnittstellen zwischen unterschiedlichen Bildungseinrichtungen als auch die bestehenden 
unterschiedlichen Bedingungen produktiv bearbeitet werden.

3.1.7	Implementierung von Autonomiereformen 

Für die Autonomie-Novelle 1993 (vgl. Schratz & Hartmann, 2009) wurde ein inhaltlich be-
grenztes, räumlich flächendeckendes und strategisch graduelles Vorgehen in Richtung mehr 
Schulautonomie gewählt. Gegenwärtig sind mindestens zwei Zugänge zur Frage der Verän-
derungsstrategie unterscheidbar: Auf der einen Seite steht eine flächendeckende Neukon-
struktion einer neuen Schulgovernance als grundlegend veränderter Rahmen (z. B. Lengauer 
& Friesl, 2015). Die strategische Idee dahinter lautet, allen Schulen einen identischen und 
verlässlichen rechtlichen Rahmen zu bieten und eine fundamentale Veränderung zu signali-
sieren. Dem steht ein projektförmiger Zugang gegenüber, der großzügige Formen von Schul-
autonomie für einzelne Schulen oder Regionen wählbar macht und diese für eine spätere 
Ausweitung begleitend evaluiert (vgl. Strolz & Ungar, 2015). 
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Eine strategische Grundidee der zweiten Vorgangsweise besteht darin, dass man ein für das 
österreichische Schulsystem passendes Autonomiemodell erst nach der Auswertung von Er-
fahrungen einer Erprobungs- und Entwicklungsphase ausformulieren und verordnen solle 
(vgl. den aktuellen Vorschlag in Lassnigg, 2015).

Im Fall einer Veränderung durch Top-down-Regulation muss man den „richtigen Ansatz“ 
von Anfang an haben und steht in Gefahr, sich in ideologisch-politischen Konflikten zu 
verfangen und sich angesichts von Widerständen zu früh auf eng begrenzte Neuerungen 
zurückzuziehen. In der Implementationsphase, die gleichzeitig viele Schulen betrifft, besteht 
eine potenzielle Schwierigkeit darin, nicht genug Unterstützung und Begleitung anbieten zu 
können, sodass viele Elemente der Neuerung angesichts bestehender Strukturen und Rou-
tinen nicht realisiert werden und der Eindruck zurückbleibt, dass eine groß angekündigte 
Reform nicht viel verändert habe. Im zweiten Fall besteht die Gefahr des Versandens der Re-
form, wenn Entwicklungen an voneinander isolierten Standorten nicht konsolidiert und für 
eine Weiterentwicklung des Gesamtrahmens genutzt werden können, sowie die Gefahr einer 
schwer umkehrbaren Auseinanderentwicklung von Schulen. Derartige Entwicklungen kann 
man zum Beispiel an Opt-in-Modellen der Schulentwicklung studieren (wie den britischen 
Academies oder den US-amerikanischen Charter Schools), bei denen Optionen größerer Au-
tonomie rasch von sehr aktiven Schulen aufgegriffen werden, während andere, weniger at-
traktive Schulen zurückbleiben, was unter Equity-Zielen wenig wünschenswert ist (Grauwe, 
2004). 

Unserer Einschätzung nach könnten folgende Gesichtspunkte für die Implementierung ei-
ner umfassenden Autonomiereform in Österreich leitend sein: Eine besondere Rolle für die 
Umsetzung von Schulautonomie an den Standorten haben die Schulleitungen (vgl. auch 
das Kapitel „Schulleitung“ in diesem Band: Schratz et al., 2016). Sie sind die Gatekeeper, 
Führungspersonen und Moderatorinnen und Moderatoren für Prozesse der schulbezogenen 
Aneignung und Konkretisierung (Re-Kontextualisierung; vgl. Fend, 2006) der neuen Re-
gelungen. Dies erfordert ganz offensichtlich eine Investition in Fortbildung von Schulleite-
rinnen und Schulleitern (bzw. von Berücksichtigung solcher Qualifikationen in einer geregel-
teren Ausbildung von Leitungspersonen). 

Alle Erfahrung der Implementationsforschung (Desimone, 2002; Goldenbaum, 2012) deutet  
auch darauf hin, dass es allein mit einer Qualifikation der Leitungen gleichsam „auf Vorrat“ 
nicht getan ist, weil sich Schulleitungen im Umsetzungsprozess angesichts von – bei Inno-
vationen unweigerlich auftretenden – Widerständen und Schwierigkeiten nicht selten auf 
routinierte Praktiken (die ja gerade durch die Reform verändert werden sollen) zurückziehen 
(vgl. Seel, Altrichter & Mayr, 2006). Für die Umsetzung komplexerer Reformen braucht es 
daher auch eine begleitende Unterstützung für Schulgemeinschaften und -leitungen. 

Diese Anforderung ist mit einigen Konsequenzen für die Ausarbeitung einer Innovations-
strategie auf Systemebene verbunden: Es ist (1.) aus Gründen finanzieller und personeller 
Ressourcen nicht möglich und nicht sinnvoll, diese Begleitung für alle Schulen zur gleichen 
Zeit anzubieten. Daher empfiehlt sich (2.) die Implementation der Neuerung in mehreren 
Wellen, zu denen sich Schulen nach Bereitschaft und Kompetenz, aber auch nach Gesichts-
punkten lokal-regionaler Kooperation melden können. Dies erlaubt (3.) durch eine wissen-
schaftliche Begleitung der ersten Wellen Erfahrungen zu sammeln, Good-Practice-Beispiele 
aufzubereiten und solche Schulleiter/innen zu entdecken, die aufgrund ihrer geschickten 
Nutzung von Autonomiespielräumen und ihrer Moderation von einzelschulischen Entwick-
lungsprozessen als Multiplikatorinnen und Multiplikatoren und Unterstützungspersonen für 
die folgenden Wellen der Implementation prädestiniert sind. 
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3.1.8	Aufgaben von Schulleitung, Kollegium, Schulgemeinschaft und Schulaufsicht/ 
		  Bildungsverwaltung

Führungshandeln findet immer nur abhängig von intern und extern umgebenden Rahmen-
bedingungen statt. Die dabei an die Leitung von Schule gerichteten Anforderungen werden 
im Rahmen neuer Steuerungsmodelle komplexer und widersprüchlicher. Es sollte verstärkt 
über alternative Leitungsstrukturen nachgedacht werden, mithilfe derer das Leitungshandeln 
gemeinsam vorstrukturiert, stimuliert und in seinen Wirkungsweisen kontrolliert werden 
kann (vgl. Schratz, 1997, S. 639).

Wichtig ist der Einbezug von Kollegium und Schulgemeinschaft in die Gestaltung der Schule 
und die Verantwortung dafür. An den Schnittpunkten der Einzelschule zur Bildungsverwal-
tung müssen komplementäre Veränderungen eintreten, die den Gestaltungsaufgaben auto-
nomerer Schulen entsprechen. Nicht in der Kontrastierung von „Schule vs. Schulaufsicht, 
Schulträger“ können stärkere Identifikationsanreize für das Führungshandeln gesetzt werden, 
sondern in einer gemeinsam verantworteten Führungspraxis. Angesichts veränderter Steue-
rungsverhältnisse werden auch für Schulaufsicht und Bildungsverwaltung neue Verhaltens-
formen, Arbeitstechniken und Fachkenntnisse notwendig. Da diese neuen Fähigkeiten von 
beiden Seiten gleichzeitig und gleichsam vis-à-vis benötigt werden, sind Modelle, in denen 
Schulaufsicht und Schulleitung teilweise gemeinsam neues Wissen erwerben und Kompe-
tenzen erlernen und ein gemeinsames Bewusstsein des Gestaltungs-, Förderungs- und Kon-
trollauftrags ausformulieren und entwickeln, zukunftsträchtig und ökonomisch. 

3.1.9	Zentrale Vorgaben und Kontrolle: Bindung zwischen Akteuren und Ebenen 	
		  im Bildungswesen durch Bildungsstandards

Österreich hat in den letzten Jahren in partieller Übernahme von Ideen des New Public Ma-
nagements sowie der Technologien der internationalen Leistungsvergleichsuntersuchungen 
sensu PISA und TIMSS einige Elemente einer evidenzbasierten Steuerung aufgebaut (vgl. 
Altrichter & Kanape-Willingshofer, 2012; Altrichter & Maag Merki, 2010). Diese umfassen 
Instrumente zu:

�� Kommunikation von vergleichbaren Ergebniserwartungen: Die Anforderungen der Bil-
dungsstandards und der teilstandardisierten Reife- und Diplomprüfung zeigen Leistungs-
erwartungen des Systems an.
�� Messung real erzielter Leistungen: Sie umfassen die periodischen Standardtestungen und 

die teilstandardisierte Reife- und Diplomprüfung, wobei die Ergebnisse des schriftlichen 
Teils schulvergleichend ausgewertet werden können.
�� Kommunikation von Leistungsergebnissen bzw. von Ist-Soll-Diskrepanzen an verschiedene 

Akteure im System: Datenfeedback soll Aktivitäten zur Verbesserung des Systems stimu-
lieren und steuern. 
�� Unterstützungsinstrumente, die die Wirksamkeit evidenzbasierter Steuerung erhöhen sollen: 

Darunter fallen beispielsweise Handreichungen kompetenzorientierter Aufgabenbeispiele, 
die diagnostischen Informellen Kompetenzmessungen (IKM), Rückmeldemoderatorinnen 
und Rückmeldemoderatoren sowie die Berater/innen des Programms „Entwicklungsbe-
rater/innen in Schulen“. 

In Österreich sind also bereits sowohl normative Vorgaben als auch Überprüfungsinstru-
mente für eine autonomere Tätigkeit vorhanden. Unserer Einschätzung nach sollten diese 
genutzt, weiterentwickelt und auf ihre Brauchbarkeit und Effektivität hin überprüft werden. 
Für die Steuerung eines autonomeren Systems weisen die derzeit vorliegenden Instrumente 
allerdings mindestens zwei Mängel auf, an denen Weiterentwicklung ansetzen sollte: Erstens 
sind sowohl Indikatoren als auch Messinstrumente eng auf kognitive Schülerleistungen fo-
kussiert und sollten im Sinne eines breiteren Satzes von Zielsetzungen (vgl. Abschnitt 1.1.4) 
ergänzt werden. Zweitens hat sich die Brauchbarkeit und Effektivität der gemessenen Indika-
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toren für die Qualitätsentwicklung im System und an den Einzelschulen bisher nicht bewiesen.4 
Das mag an spezifischen Gestaltungsmerkmalen der Standardmessung (z. B. Messung am 
Ende von Bildungsgängen, Rückmeldung nach Auflösung der untersuchten Klassen, kein  
Follow-up von Ergebnissen im System) liegen, kann aber auch auf eine spezifischere Inkom-
patibilität dieser Instrumente mit Low-Stake-Systemen hindeuten. 

Mit der Novelle zum Bundes-Schulaufsichtsgesetz 2011 wurde eine neue rechtliche Basis 
für das Qualitätsmanagement im österreichischen Schulwesen geschaffen, das unter dem Na-
men Schulqualität Allgemeinbildung (SQA) in den Schulen bekannt ist (vgl. Kemethofer & 
Altrichter, 2015). Deren zentrale Instrumente – Entwicklungspläne sowie Bilanz- und Ziel-
vereinbarungsgespräche – können als Steuerungs- und Koordinationsinstrumente zwischen 
den Ebenen verstanden werden. Sie sind nach unserer Einschätzung mit einer autonomeren 
Systemsteuerung, wie sie hier skizziert wurde, kompatibel und sollten für diese Aufgabe wei-
terentwickelt und evaluiert werden. 

3.1.10	 Globalbudget und indexbasierte Finanzierung von Schulen

Im Hinblick auf schulische Finanzierungsmechanismen wird der Einsatz von Unit Costs als 
geeignete effizienzfördernde Instrumente in Verbindung mit ziel- und bedarfsorientierten 
Gewichtungsfaktoren (Formula Funding) vorgeschlagen und diskutiert. Im Sinne der Au-
tonomisierung könnten die Schulen über Globalbudgets auf Basis der Schülerzahlen unter 
Berücksichtigung von transparenten zusätzlichen Erfordernissen (d. h. soziale und regionale 
Hintergrundvariablen) finanziert werden.

Der Ansatz eines formelbasierten Globalbudgets ist zu einem gewissen Standard geworden, 
der eine effiziente Mittelvergabe ohne viel Planungs- und Kontrollaufwand verspricht (wo-
bei die systemische Effizienzkontrolle auf die Ergebnismessung verschoben wird). Dabei wird 
Schulen entsprechend ihrer Schülerzahl eine Summe zugewiesen. Da diese Strategie ten-
denziell Standorte bevorzugt, die aufgrund ihrer günstigen Lage (z. B. in einer attraktiven 
Gemeinde oder in einer unterstützenden Nachbarschaft) leichter viele Schüler/innen und 
engagierte Lehrpersonen anziehen können, wird häufig vorgeschlagen, diese unerwünsch-
ten Unterschiede durch die Berücksichtigung von sozialen Standortfaktoren auszugleichen (vgl. 
Bacher, Altrichter & Nagy, 2010). Für dieses Modell, das in einer Reihe von Ländern (wie 
z. B. Niederlande, Hamburg, Schweizer Kantone) schon länger bewährte Praxis darstellt, 
existieren auch Modellrechnungen für Österreich (vgl. Bruneforth, Weber & Bacher, 2012). 

3.1.11	 Zusammenfassung

Unsere Einschätzungen der Entwicklungsoptionen im Feld der Schulautonomie und der Re-
gelungsstruktur des Schulwesens lassen sich folgendermaßen zusammenfassen:

(1)	Schulautonomie, verstanden als entschiedene Erweiterung von Spielräumen für Ein-
zelschulen oder lokale Schulverbünde in allen Entscheidungsdimensionen, kann eine 
sinnvolle Strategie sein, um eine höhere Motivation und Verantwortungsübernahme der 
Schulgemeinschaft sowie eine optimale Adaption des Lernangebots an die besonderen 
Lehr-/Lernbedingungen und Bedürfnisse vor Ort zu ermöglichen.

(2)	Maßnahmen der Schulautonomie sind nicht geeignet, um die Probleme einer ineffizi-
enten Verwaltungsstruktur zu lösen. Es wäre eine unzulässige Missinterpretation bzw. 
verkürzte Rezeption der Autonomie-Idee, wenn nur unangenehme oder politisch um-
strittene Entscheidungen nach unten delegiert würden. 

4	 Dies gilt nicht nur für Österreich, sondern durchaus auch für andere vergleichbare Schulsysteme (vgl. die Zu-
sammenfassung aktueller Forschung in Altrichter & Maag Merki, 2016; vgl. auch Altrichter, 2010, 2008; Maier 
& Kuper, 2012).
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(3)	Ebenso erfordert die Umsetzung einer Autonomiepolitik, weil sie die gesamte Regelungs
struktur des Schulwesens in Bewegung bringt, simultan eine gleichsinnige Reform der 
bestehenden Verwaltungsstrukturen.

(4)	Autonomiereformen sind nicht risikolos und systemunabhängig, wie sich aus internati-
onalen Beispielen ersehen lässt. Ob ihre zentralen Ziele (wie Verbesserung der Lerngele-
genheiten, der Bildungsgerechtigkeit und der Responsivität gegenüber lokalen Bedürfnis-
sen) erreicht werden, hängt in hohem Maße von der kontextspezifischen Ausgestaltung 
der Schulautonomie sowie von sorgsamen Prozessen ihrer Implementation ab. 

(5) Zu wichtigsten Ausgestaltungsbedingungen einer erneuerten Governance des Bildungs-
wesens gehören Regelungen (i) zum Ausgleich ungünstiger Standort- und Individual-
faktoren (z. B. sozialindexbezogene Finanzierungsanteile) und (ii) zur Sicherung einer 
qualitätsorientierten Nutzung autonomer Entscheidungsspielräume (z. B. durch Beo-
bachtung von Qualitätsstandards sowohl in überschulischer als auch standortbezogener 
Perspektive).

3.2		 Forschungsbedarf 

Schulautonomie ist erstens ein komplexes Programm, das sich potenziell aus Änderungen 
auf allen Ebenen der Organisation Schule zusammensetzt und oft mit Accountabilitymaß-
nahmen verwoben ist. Die tatsächliche Verteilung von Entscheidungsrechten variiert zwi-
schen verschiedenen Schulsystemen; auch sind gleichzeitig (Re-)Zentralisierungsprozesse, 
v. a. im Bereich der Zielformulierung und der Ergebniskontrolle, zu beobachten (vgl. Hig-
ham & Earley, 2013; OECD, 2008, S. 524). Autonomiepolitiken bestehen zweitens v. a. 
aus Strukturangeboten, die von Schulen und Individuen aufgegriffen, „rekontextualisiert“ 
und umgesetzt werden müssen, um ihre Wirksamkeit zu entfalten. Schließlich betreffen 
Autonomiereformen meist organisationale und systemische Voraussetzungen, auf die unter-
richtsbezogene Innovationen aufsetzen müssen, damit Wirkungen im Schülererleben und 
-lernen erwartbar sind. 

Diese drei Merkmale stellen die empirische Erforschung von Autonomiereformen vor be-
trächtliche Probleme und erklären, warum die bisherigen Forschungsergebnisse zu den Effek-
ten von Autonomie inkonsistent sind. Vieles deutet darauf hin, dass von einer – ursprünglich 
wohl bildungspolitisch erhofften – globalen Wirkung von Autonomiereformen auf Unter-
richtsqualität und Schülerleistungen nicht auszugehen ist. Demgegenüber ist das Bewusst-
sein über potenzielle unerwünschte Nebenwirkungen der realisierten Autonomie-Konfigura-
tionen im Steigen begriffen. 

In dieser Situation stellen sich eine Reihe durchaus anspruchsvoller Aufgaben für die Bil-
dungsforschung: Zunächst scheint angebracht, aus der sehr umfassenden „Politikwolke“, 
die sich aus Autonomie- und Accountabilityreformen zusammensetzt, jene Elemente und 
Konfigurationen herauszuarbeiten, die real einigermaßen häufig auftreten und von denen 
aufgrund von theoretischen Überlegungen und bisherigen empirischen Befunden plausibel 
systemverändernde Wirkungen und Nebenwirkungen zu erwarten sind. Dafür bieten die 
schon vorliegenden Analysen von Autonomiegesetzgebungen kategoriale und methodische 
Ansatzpunkte (vgl. Abschnitt 1.1). 

Grenzen in der Erfassung von Wirkungszusammenhängen ergeben sich aus dem Mangel 
an expliziten Wirkungsmodellen oder Steuerungshypothesen (vgl. Berkemeyer, 2010), die 
eine empirische Rekonstruktion von Wirkungsbedingungen und -verläufen von Autonomie-
konfigurationen über die verschiedenen Vermittlungsschritte im Mehrebenensystem Schule 
hinweg bis hin zu den Ergebnissen leiten können (vgl. das Konzept der „policy trajectory 
analysis“ bei Ball, 1997, S. 51; vgl. das Beispiel in Altrichter & Kanape-Willingshofer, 2012). 

Die Untersuchung von Steuerungsphänomenen hat sich bisher – in Einklang mit dem 
Mainstream der aktuellen Forschung und Bildungspolitik – häufig mit Maßen des Schüler-
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lernens zur Darstellung der Ergebnisse von Bildungssystemen zufrieden gegeben. Diese sind 
wichtig, doch müssen Ansätze der Erforschung erneuerter Steuerungssituationen darüber hi-
nausgehen und andere relevante Systemergebnisse, wie z. B. ihren Beitrag zu gesellschaftlicher 
Integration oder zur Gesundheit der Akteurinnen und Akteure erfassen, um eine aufgeklärte 
Bewertung von Steuerungsreformen zu ermöglichen, die ja ihrem Selbstanspruch und ihrem 
Potenzial nach umfassendere Veränderungen gesellschaftlicher Koordination mit sich brin-
gen. Auch ist eine unbefriedigende Forschungslage hinsichtlich nichtintendierter Wirkungen 
neuer Steuerungsstrategien festzustellen, die auch dem Fehlen einer empirisch fundierten 
Implementationsforschung geschuldet ist (vgl. Arcia, Mcdonald, Patrinos & Porta, 2014). 
Forschungsansätze bedürfen einer schultheoretischen und gesellschaftstheoretischen Einbet-
tung, um ihre Aufmerksamkeitsrichtungen etwas unabhängiger von den jeweils aktuellen 
Politikmoden zu machen. Dies wird nur chancenreich sein, wenn empirische und theore-
tische Arbeit näher aneinander herangeführt wird, als dies bisher in der deutschsprachigen 
Bildungsforschung der Fall war. 

Ohne eine Auseinandersetzung mit der Reichweite und Messgüte entsprechender empirischer  
Konstrukte können implizit oder explizit formulierte Wirkannahmen kaum verifiziert wer-
den. Bei der (häufig in Studien verwendeten) Selbsteinschätzung des Autonomie-Grads ist 
aufgrund der Subjektivität und der Interpretationsbreite der Antworten ein Bias wahrschein-
lich (vgl. Agasisti, Catalano & Sibiano, 2013; Barzano, 2011; Brauckmann & Schwarz, 
2014). In welcher Differenzierungstiefe und mit welcher institutionen-, regionen- oder gar 
staatenübergreifenden Validität und Objektivität lässt sich z. B. der Handlungsspielraum von 
Einzelschulen operationalisieren und standardisiert erfassen (vgl. Brauckmann et al., 2010)? 
Weziak-Bialoswolska und Isac (2014) beispielsweise stellten bei der Überprüfung der „In-
ternational Civic and Citizenship Education Study“ fest, dass die Faktorstruktur der Wahr-
nehmung von Schulautonomie durch die Schulleitungen zwischen einzelnen Ländern stark 
variierte. 

Mit dem „Survey on Decision Making“ (OECD, 2004, 2008) steht ein objektiveres Maß für 
die Bestimmung des Ausmaßes von Schulautonomie zur Verfügung. Hier wird zwischen „le-
vel of decision making“, „domain of decision making“ und „mode of decision making“ dif-
ferenziert. Auch werden im Vergleich zweier Messzeitpunkte De- bzw. Rezentralisierungsten-
denzen für einzelne Länder deskriptiv-analytisch abgebildet und erste Clusterungsversuche 
ermöglicht. In nahezu allen untersuchten OECD-Ländern, mit Ausnahme Italiens, konnten 
verschiedene Ausprägungen eines Dezentralisierungstrends beobachtet werden (vgl. Brauck-
mann, 2012). 

Hier ist die Indikatorenforschung gefordert, relevante Konstrukte und Variablen zu identifi-
zieren, um neue Steuerungsansätze wie die Schulautonomie (vgl. Arcia et al., 2011) und ihre 
Auswirkungen auf die sozialen Verhältnisse besser zu operationalisieren (vgl. Brauckmann et 
al., 2010, S. 146). In Zukunft sollte es bei der Erfassung von Schulautonomie zudem nicht 
ausschließlich um quantitative, sondern auch um qualitative Unterschiede gehen (vgl. Han-
ßen, 2011). In den meisten politischen Reformkonzepten besteht Einvernehmen, dass die 
Schule in ihrer Eigenverantwortung gestärkt werden soll und dass die Schulleitung in diesem 
Entwicklungsprozess eine tragende Rolle spielt. Zugleich fehlt es an einer vergleichbaren 
Systematik für die Erfassung ihrer Rolle. Ferner werden im Bereich der Ressourcenbereitstel-
lung und -verwendung zunehmend Kosten-Ertrags-Analysen bzw. experimentelle Untersu-
chungen und Simulationsstudien notwendig, um etwa Wirkungen einer veränderten Schul-
finanzierung besser erfassen zu können (vgl. Brauckmann et al., 2010; Weishaupt, 2009). 

Gerade aufgrund der Komplexität von schulsystemischer Steuerung hat auch die Implemen-
tationsforschung zu Autonomie-Projekten Potenzial für Grundlagenforschung. Unserer Ein-
schätzung nach sollte die Einführung und Umsetzung neuer Steuerungsverhältnisse einerseits 
durch Entwicklungsberatung und andererseits durch ein Forschungsprojekt begleitet werden, 
das die Entwicklungsprozesse an ausgewählten Standorten und bei zugeordneten lokalen,  
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regionalen und zentralen Partnern (wie Schulaufsicht, Ministerium, Fortbildung, Gemein-
den) mit Beobachtung, Interviews und Dokumentenanalyse untersucht. Die Zwischenergeb-
nisse dienen dazu, den Verlauf des Implementationsprojekts und die Unterstützungsmaß-
nahmen einzuschätzen und zu steuern. Weiters wird man in einer Längsschnittperspektive 
(im Wesentlichen mit quantitativen Methoden) die Entwicklung von Erfolgsindikatoren im 
Schulsystem (vgl. Abschnitt 1.1.4; Lassnigg, 2015) erfassen.

Ein solches Implementationsprojekt bietet auch ausgezeichnete Möglichkeiten für eine Inte-
grierte Führungsforschung, die über das Propagieren einzelner Leadership Styles hinausgeht. 
Immer mehr Forschungsbefunde deuten darauf hin, dass das Führungshandeln von Schul-
leitungen durch nur eine Dimension von Führung nicht befriedigend erklärt werden kann, 
sondern sich vielmehr aus kombinierten Führungspraktiken zusammensetzt, die sich ver-
schiedenen Bereichen von Führung zuordnen lassen. In diesem Zusammenhang wären in-
tegrierte Führungstheorien notwendig, die der Mehrdimensionalität des Führungshandelns 
Rechnung tragen (vgl. Scheerens & Witziers, 2005; Brauckmann & Pashiardis, 2011; vgl. 
auch das Kapitel „Schulleitung“ in diesem Band: Schratz et al., 2016). 
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